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Ihre Pflicht ist es

für Ihr Alter und Ihre Familie zu sorgen!

Die Leistungen der Angestelltenversicherung und anderer Pensions¬

einrichtungen sind unzureichend. Sie müssen sich zu diesen

Leistungen einen Zuschuß sichern durch den Beitritt zur

Pensionskasse

des Zentralverbandes derAngestellten
Diese Kasse gewährt Ihnen bei Eintritt Ihrer Invalidität Leistungen,

die von keiner anderen ähnlichen Einrichtung erreicht werden. Auch

Ihren Hinterbliebenen wird Witwen- und Waisenrente gewährt.
DerKasse kann jedes Mitglied des ZentralVerbandes derAngestellten

beitreten, das nicht erwerbsbehindert oder krank ist. Über 50 Jahre

alte Mitglieder und Mitglieder, die mit einem Körperschaden oder

Geburtsfehler behaftet sind, der die Erwerbsfähigkeit beeinträchtigt,

können nicht aufgenommen werden. Die Leistungen werden nach

Anteilen und der Dauer der Mitgliedschaft berechnet. Sie können

bis zu 5 Anteile erwerben. Der monatlich im voraus zu zahlende Bei¬

trag beträgt für jeden Anteil

1,50 Mark fiir Mitglieder, die im Alter bis zu 40 Jahren,

2,— Mark für Mitglieder, die im Alter bis zu 50 Jahren

bei der Kasse Anteile erwerben. Für diesen geringen Beitragsanteil
gewährt Ihnen die Kasse für jeden Beitragsanteil eine jährliche
Invalidenunterstützung; sie beträgt nach einer Beitragsleistung von

5 Jahren . . .
150 Mark 15 Jahren . . .
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25 Jahren . . .
250 Mark

Ihre Witwe erhält 50 v.H. der Rente, die Ihnen als Invalidenrente an

Ihrem Todestage zugestanden hätte oder gewährt worden ist Die

Waisenunterstützung beträgt 15 bis 25 v. H. der Invalidenrente.

Seien Sie sich Ihrer Verantwortung gegen sich selbst und Ihre

Familie bewußt.

Werden Sie sofort Mitglied!

Säumen Sie nicht länger; jeder Tag bedeutet einen Gewinn für Sie

und Ihre Familienangehörigen. — Aufnahmepapiere und jede ge¬

wünschte Auskunft erhalten Sie bei Ihrer Ortsgruppe oder von der

Hauptgeschäftsstelle des Zentralverbandes

der Angestellten, Berlin SO 36, Oranienstraße 40/41
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Begriff und Inhalt der Versicherung.
Von Verwaltungsdirektor R.

Was ist eine Versicherung? Eine Ver¬

sicherung ist eine auf Gegenseitigkeit
beruhende wirtschaftliche Veranstaltung mit

dem Zweck, die dem einzelnen durch unvorher¬

gesehene Ereignisse möglichen Gefahren und

Schäden auf eine große Gesamtheit zu verteilen

und hierdurch diese Gefahren und Schäden für

den einzelnen weniger fühlbar zu machen oder

ihm einen völligen Ausgleich zu schaffen. Der

Grundgedanke der Versicherung ist also: ge¬

meinsame Deckung eines möglichen Bedarfs

durch Verteilung auf eine organisierte Vielheit.

Ein wesentliches Merkmal der Versicherung
ist die Gegenseitigkeit. Durch sie

kommt zum Ausdruck, daß die Vielheit der

Versicherten verpflichtet ist, dem einzelnen zu

helfen, woraus folgt, daß der Versicherte einen

Rechtsanspruch auf Deckung hat. Aus

diesen Grundsätzen ergibt sich, daß die Ver¬

sicherung beruht auf Einsätzen der Ver¬

sicherten (Beiträge, Prämien) und Leistun¬

gen (Entschädigungen) der Versicherungs¬

träger an den Versicherten entsprechend dem

erworbenen Rechtsanspruch.
Durch die Bestimmung „unvorhergesehene

Ereignisse" wird besagt, daß der Bedarf im

allgemeinen die Eigenschaft der Zufälligkeit
hat, also daß seine willkürliche Herbeiführung
möglichst ausgeschlossen sein soll; andererseits

soll der Bedarf auch unbestimmt sein hinsicht¬

lich des Zeitpunktes seines Eintritts, seiner

Höhe oder seiner Dauer. Die Zufälligkeit des

zu deckenden Bedarfs soll allerdings seine

Schätzbarkeit, seine Erfassung durch die Sta¬

tistik, nicht ausschließen, da sonst eine ver¬

nünftige Geschäft sgebnrung unmöglich und dic

Veranstaltung nicht als eine wirtschaftliche auf¬

zufassen wäre.

Diese Begriffsbestimmungen gelten sowohl

für die Privatversicherung als auch für die So¬

zialversicherung, obgleich beide Versicherungs¬
arten zueinander in einem gewissen Gegensatz
zu stehen scheinen. Die Privatversiche-

') Aos einem Vortrag, gehalten bei den Unterrichts-

karsen für Krankenkas^enangestellte in Berlin.

Gruber, Berlin-Schöneberg*).

rung beruht in der Regel auf Freiwilligkeit
und auf Vertrag in Form einer Versicherung
zwischen Versicherungsträger (Versicherer) und

Versichertem (Versicherungsnehmer). Für ihre

Organisation und Gestaltung sind indivi¬

duelle, privatwirtschaftliche Gesichtspunkte
maßgebend. Die Sozialversicherung
gründet sich auf staatliche Anordnung; kraft

Gesetzes werden die Versicherten in sie ein¬

gegliedert. Die rechtliche Leistung zwischen

Versicherten und Versicherungsträgern erfolgt
ohne Zutun, ja sogar gegen den Willen der der

Versicherungspflicht unterstellten Personen.

Ausnahmen sind bei beiden Arten der Ver¬

sicherungen vorhanden, so besteht in vielen

Teilen Deutschlands ein Zwang zum Abschluß

privater Versicherungen gegen die Brand¬

schäden bei Gebäuden. Bei der Sozialver¬

sicherung ist die Möglichkeit freiwilligen Bei¬

tritts und der freiwilligen Weiterversicherung

gegeben.

Es handelt sich bei der Sozialversicherung
um die Folgen von Beeinträchtigung und Auf¬

hören der Arbeitsfähigkeit oder deren Unver-

wendbarkeit; die Arbeitskraft und deren Ver¬

wendbarkeit soll erhalten bleiben. Der Wegfall
oder die Minderung der Arbeitskraft beruht auf

Krankheit, Schwangerschaft, Invalidität, Alter,
Tod. Die NichtVerwendbarkeit der Arbeitskraft

kommt in Frage bei mangelnder Gelegenheit,
si*> zu betätigen, also beim Vorhandensein von

Arbeits- oder Erwerbslosigkeit. Die Form des

staatlichen Schutzes bei Erwerbslosigkeit ist in

einem Uebergang begriffen von der Erwerbs¬

losen fürsorge zur Arbeitslosen Versiche¬

rung, deren Inkrafttreten noch im Laufe

dieses Jahres zu erwarten ist.

i der Sozialversicherung ist das Verhältnis

/wischen Einsatz der Versicherten und Leistung
d* s Versicherungsträgers nicht so scharf aus¬

geprägt wie bei der Privatversicherung; bei

ihr wird die Verantwortlichkeit des einzelnen

für seinen Einsatz gewissermaßen abgelöst
durch die Verpflichtung der Gesamtheit zum

Schutze des Bedürftigen. Die Versicherungs-



pflicht begrenzt die persönliche Freiheit des

Versicherten, dafür räumt sie ihm einen Rechts¬

anspruch gegen die Gesamtheit ein und schafft

ihm so eine wirkliche Sicherheit. Dabei ist auch

im Auge zu behalten, daß der Beitrag fast aus¬

schließlich am Arbeitsentgelt einbehalten wird

und durch den Arbeitgeber dem Versicherungs¬

träger zur Verfügung zu stellen ist. Die Nicht¬

leistung von Beiträgen ist daher meist nicht

auf das Verhalten des Versicherten, sondern

des Arbeitgebers zurückzuführen.

Jede Versicherung ist ein Teil der wirt¬

schaftlichen Vorsorge in Form des

Zusammenschlusses Vieler zur Hilfe für den

Einzelnen. Dieser Zweck ist auch die Grund¬

lage der Sozialversicherung, und darum ist sie

in den allgemeinen Begriff der Versicherung

einzureihen. Allerdings geht die Sozialversiche¬

rung mit ihren volkswirtschaftlichen Zielen weit

über die der Privatversicherung mit ihren indi¬

viduellen Zwecken hinaus, da es sich bei jener

vor allem darum handelt, die materielle Lage

ganzer Bevölkerungsklassen zu heben und zu

sichern.

Der Umstand, daß bei der Unfallversicherung

die Arbeitnehmer keine Beiträge zahlen, ist

nicht geeignet, diesem Zweig der Reichsver¬

sicherung seinen Charakter als Versicherung

zu nehmen. Für die Schaffung der Unfallver¬

sicherung war zum großen Teile maßgebend,

daß die Arbeitgeber von der früheren gesetz¬

lichen Haftpflicht für Unfälle in ihren Betrieben

entbunden werden sollten. Daß der Arbeiter

keinen Einsatz leistet, steht dem Gedanken der

Versicherung nicht entgegen, denn der Einsatz

oder Beitrag muß nicht immer in Geld be¬

stehen, er kann auch in der Bereitstellung der

Arbeitskraft oder durch die Uebernahme eines

erhöhten Gefahrenwagnisses zum Ausdruck

kommen. Zudem ist die Unfallversicherung in

mancher Hinsicht zu betrachten als eine Er¬

gänzung oder Erweiterung der Krankenver¬

sicherung, die häufig zeitlich vorher ihre Lei¬

stungen zu gewähren hat.

Von dem Fürsorgewesen unterscheidet

sich die Versicherung durch den Rechtsanspruch
des Versicherten auf Leistung. Es ist nicht

Sache der Versicherung, den Nachweis zu ver¬

langen, daß neben dem schädigenden Ereignis

oder Zustand eine individuelle Hilfsbedürfligkeit
im einzelnen Versicherungsfalle tatsächlich ein¬

getreten ist. Anders im Fürsorgewesen; hier

wird von dem Hilfsbedürftigen verlangt, daß

er, ehe ei die öffentliche Fürsorge in Anspruch
nimmt (dies setzt auch die private Fürsorge

voraus), sich zunächst an diejenigen wendet,

an die er Rechtsansprüche (Forderungen) hat.

Bestehen solche Rechtsansprüche nicht oder

können sie nicht wirksam gemacht werden, dann

erst sollen die Fürsorgeunterstützungen ein¬

setzen.

„Das Notwendige ist der Grund wie auch die

Grenze der Sozialversicherung/* In diesem

Satz ist das Wesen der Sozialversicherung

deutlich ausgedrückt. Das Notwendige stellt

jedoch keine unabänderliche Tatsache dar, son¬

dern es wird beeinflußt von Zeitanschauungen

und Tatsachen volkswirtschaftlicher, medizini¬

scher, hygienischer und bevölkerungspolitischer
Art. Daher ist es begreiflich, daß an den

Versicherungsgesetzen verhältnismäßig viel ge¬

ändert wird; im Grunde bedeutet dies ihre

ständige Anpassung an die Erfordernisse der

lebendigen Gegenwart. — Die Bedürfnisse des

Menschen gehen über das Notwendige hinaus;

soweit er überhaupt kann, wird daher von ihm

verlangt, auch individuelle wirtschaftliche Vor¬

sorge zu treffen, und zwar durch Sparen. Von

vielen wird das Sparen in gleichem Sinne auf¬

gefaßt wie eine Versicherung. Dies ist jedoch
nicht der Fall. Bei der Versicherung wird

die Vorsorge getroffen durch das Eintreten

„aller für einen, einer für alle", während es

beim Sparen heißt „jeder für sich".

Das Bedürfnis zur Versicherung

beruht auf dem Drang des Menschen, gegen

die Gefahren und Wechselfälle des Lebens

möglichst gesichert zu sein oder einen Aus¬

gleich für Schädigungen zu finden, was durch

eigene Kraft häufig nicht möglich ist. Ueber die

Hilfskassen (Gesellenladen) der mittelalterlichen

Gilden und Zünfte zurück sind die Spuren von

Versicherungen oder versicherungsähnlichen

Einrichtungen bis ins Altertum zu verfolgen.

So sind z. B. unter den römischen Kaisern die

„collegia tenuiorum" nachweisbar, Vereinigun¬

gen von Personen geringen Standes, die den

Zweck hatten, durch Beitragsleistung die Mittel

für eine anstündige Bestattung aufzubringen.

Auch Soldaten sicherten sich durch gemein¬

same Beiträge vor den besonderen Aufwendun¬

gen der Versetzung in andere Garnisonen durch

Aufbringung von Reisegeld. Beim Ausscheiden

aus dem Dienste wurde eine bestimmte Summe

gezahlt; auch ein Begräbnis- oder Sterbegeld

wurde geleistet. Auf genossenschaftlicher
Grundlage waren im Altertum auch Verbände

gegründet zur gemeinsamen Deckung von

Schäden bei der Seeschiffahrt (Griechenland).
Schon in der französischen Verfassung vom

Jahre 1794 war der Gedanke zum Ausdruck

gebracht, die vom Ertrage wirtschaftlich un¬

selbständiger Arbeit lebenden Personen durch

eine Pflichtversicherung gegen Krankheit zu

schützen. Das deutsche Krankenversicherungs¬

gesetz vom 15. Juni 1883 stellte auf diesem Ge¬

biete den ersten kühnen Versuch im großen dar,

dessen Gelingen nicht bestritten werden kann. Im

Auslande wurde das Vorgehen Deutschlands leb¬

haft und kritisch beobachtet; zunächst fanden

sich andere Industriestaaten zur Gefolgschaft
nicht bereit. Den Anfang machte Oesterreich

mit dem Gesetz über die Krankenversicherung

der Arbeiter vom 30. März 1888, das die

Arbeitnehmer in Handel und Gewerbe der Ver¬

sicherungspflicht unterstellte. Ihm folgte Un-
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garn mit dem Gesetz vom 9. April 1891. Nach

einer längeren Pause führte Luxemburg die

Krankenversicherung ein (1901), später folgten

Norwegen (1909), Serbien (1910), Rußland und

Großbritannien (1911), sodann Rumänien (1912).

Der Krieg unterbrach die großartige Entwick¬

lung der Krankenversicherung. Nur Norwegen

baute sein Krankenversicherungssystem (1915)

weiter aus. Nach dem Kriege waren es die neu¬

gebildeten Staaten, die auf dem ihnen zuge¬

sprochenen Gebiet die bereits früher einge¬

führten Sozialversicherungsgesetze beibehielten

und ausbauten, so die Tschechoslowakische Re¬

publik (1919), Polen (1920), das Königreich der

Serben, Kroaten und Slovenen (1922), Griechen¬

land (1923); auch Sowjetrubland, das seit 1918

ein Versorgungssystem hatte, ging zur Pflicht¬

versicherung über (1922). Von den außereuro¬

päischen Staaten waren es Japan (1922) und

Chile (1924), die die Pflichtversicherung ein¬

führten.

Der Vollständigkeit halber sei erwähnt, daß

die Sozialversicherung nicht die einzige Form

darstellt, in der der Staat dem sozial Schutz¬

bedürftigen Hilfe leisten kann. Durch das

System der sogenannten Staatsbürger-
Versorgung kann jedem bedürftigen Staats¬

bürger ein Teil des Volkseinkommens zuge¬

wendet werden. Dieser Teil ist gedacht als

Rechtsanspruch und nicht als erniedrigende
Unterstützung. Systeme der Staatsbürgerver¬
sorgung gelangten zur Einführung in Dänemark

(1891), Neuseeland (1898) und zwei australischen

Bundesstaaten (1900, 1901); der australische

Bund folgte später (1908).

Ausgehend von der Krankenversicherung ist

die deutsche Sozialversicherung in ihren Lei¬

stungen wie durch ihre mittelbaren gesundheit¬
lichen und sozialen Wirkungen zu einem der

hauptsächlichsten Faktoren der Hygiene und

Volkswohlfahrt im Deutschen Reiche gewor¬

den. Ihre große Bedeutung tut sich kund durch

den Artikel 161 der Reichsverfassung,
der lautet:

„Zur Erhaltung der Gesundheit und Arbeits¬

fähigkeit, zum Schutz der Mutterschaft und zur

Vorsorge gegen die wirtschaftlichen Folgen von

Alter, Schwäche und Wechselfällen des Lebens

schafft das Reich ein umfassendes Versiche¬

rungswesen unter maßgebender Mitwirkung der

Versicherten."
Von Wichtigkeit ist auch Artikel 162 der

Reichsverfassung, in dem erklärt wird: Das

Reich tritt für eine zwischenstaatliche

(internationale) Regelung der Rechtsverhält¬

nisse der Arbeiter ein, die für die gesamte
arbeitende Klasse der Menschheit ein allge¬
meines Mindestmaß der sozialen Rechte er¬

strebt.

Es ist eine der großen Aufgaben des Inter¬

nationalen Arbeitsamts in Genf

(Völkerbund), die Grundprobleme der Sozial¬

politik durch Erörterung und wissenschaftliche

Untersuchung zu klären und Richtlinien für die

Möglichkeiten internationaler Regelung zu

finden. Daß solche Bestrebungen zum Ziele

führen, ist für Deutschland mit seiner weit¬

gehenden Sozialversicherung von größtem Be¬

lang, da hierdurch der wirtschaftliche Wett¬

bewerb auf dem Weltmarkt, auf den unsere

Produktion angewiesen ist, unter wesentlich

gleichmäßigeren Bedingungen sich vollziehen

könnte.

Geschäftsberichte und Statistiken der Krankenkassen.
Von Geschäftsführer Fr. K

Betrachtet
und vergleicht man die von den

einzelnen Krankenkassen alljährlich heraus¬

gegebenen Geschäftsberichte, so erhält man ein

Bild, wie es buntscheckiger wohl nicht sein

ksnn. Die einzelnen Berichte sind nicht nur in

ihrer Form, Größe, Ausstattung usw., sondern

auch ihrem Inhalte nach ganz verschieden.

Nehen Berichten, die in ihrer sachlichen Kürze

und ihrem klaren Aufbau direkt wohltuend

wirken, sieht man solche, die so schwulstig und

debei unübersichtlich sind, daß sie ihren Zweck

vollkommen verfehlen. Der Zweck aller dieser

Berichte ist doch der, den Kassenmitgliedern,
Arbeitgebern und auch den übrigen Kranken¬

kassen ein Bild über die Arbeit und die Lei¬

stungen der berichtenden Kasse im verflossenen

Jahr zu geben. Selbstverständlich ist dabei,
daß als Anhang dieser Berichte der Kassen-

abschluß und die Vermögensaufstellung, sowie

die übrigen Angaben, die die Aufsichtsbehörden

verlangen, gegeben wird. Vollkommen falsch

ist es, wenn der Geschäftsführer der Kasse,
der ja meist den Bericht zusammenstellt, in

1 e e i s, Reichenbach i. Vogtl.

ihm langatmige Ausführungen über die allge¬
meine wirtschaftliche Lage bringt. Es ist dies

dann eben kein Bericht einer Krankenkasse,
sondern ein Wirtschaftsbericht, den irgendein
Wirtschaftsministerium besser geben kann.

Weiter gehört in keinen Geschäftsbericht die

Aufzählung von den in dem Berichtsjahre ein¬

getretenen Aenderungen der Reichsversiehe¬

rungsordnung. Es ist doch kein Verdienst oder

keine Tat der berichtenden Kasse, wenn die

gesetzlichen Bestimungen verbessert worden

sind. Ist der Bericht zu lang und mit neben¬

sächlichen Ausführungen behangen, so liest ihn

kein Mensch; er verfehlt dann seinen Zweck

vollständig. Weiter muß man bei den soge¬

nannten „allgemeinen Betrachtungen'4 sehr vor¬

sichtig sein.

Die zweckdienlichsten Geschäftsberichte sind

ohne allen Zweifel die, die in gedrängter Form

die rechnerischen Ergebnisse der Kasse, sowohl

in finanzieller Hinsicht, als auch in bezug auf

Leistungen, Mitgliederbewegung usw. wieder¬

geben. Dieser Stoff muß dabei selbstverständ-
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lieh etwas geordnet werden. Auf des AeuÄere

des Berichtes ist ebenso wie auf die druck¬

technische Aufmachung auch etwas Gewicht

zu legen. Ein aufmerksamer Beobachter wird

sofort aus einem Bericht erkennen, ob die Kasse

verwaltungstechnisch auf der Höhe ist. Ein ge¬

fälliger, moderner Umschlag wird zweifellos den

Leser für den Inhalt des Heftes aufnahme-

i ustiger machen.

Bei der Aufstellung der statistischen Zusam¬

menstellungen wn-d heute noch viel gesündigt.
Das Unter- oder Nebeneinanderschreiben

lenger Zahlenreihen (Mitgliederbewegimg, Kran¬

kenstand, Sterbefalle usw.) ist in dem heutigen

hastigen Zeitalter unpraktisch. Man liest die

Zahlen durch und weife nachher doch nicht

mehr, was los ist. Außerdem wirken die mit¬

unter riesigen Tabellenwerke ermüdend. Zumal

für den einfachen Mann ist es schwer, sich aus

diesem ZahlenWirrwarr ein klares Bild zu machen,
und dadurch ist schon die ganze Statistik ver¬

fehlt. Eine lange Zahlenreihe, die nur von

wenigen wirklich erfaßt und behalten wird, hat

ihren Zweck verfehlt. Aus diesem Grunde

gehen wirtschaftliche Verbände, Behörden usw.

immer mehr dazu über, große Statistiken durch

graphische Darstellungen zu ersetzen oder we¬

nigstens zu ergänzen. Bei den Krankenkassen

stößt man leider noch wenig auf dieses moderne

Hilfsmittel. Wenn auch größere Kassen ihre

Ergebnisse in Diagramme, Karten, symbolische
Figuren usw. kleiden, so tut dies die große
Zahl der kleinen Kassen nicht, da sie entweder

die Herstellung dieser Hilfsmittel nicht ken¬

nen, oder sich vom Althergebrachten nicht los¬

reißen können.

Zur Aufstellung der Mitgliederbewegung oder

des allwöchentlichen Krankenstandes d*ent wohl

am besten das „Kurvendiagramm". Es gibt dies

ein viel klareres Bild als das lange Zahlenband.

bfcl*rln*i

Aus dieser graphischen Darstellung sieht jeder
Laie sofort, ob der Krankenstand gestiegen ist

oder nicht. Ferner gibt sie einen Vergleich zur

Krankenbewegung des Vorjahres. Das Bild der

beiden Linien prägt sich leicht und fest in das

Gedachnis ein.

Darstellung Z

Ein anschauliches Bild gibt weiter das

Flächendiagramm. Meist wird die Kreisform

gewählt. Die Darstellung 2 gibt die Verteilung
der Ausgaben der Ortskrankenkasse Hamburg
für das Jahr 1925 an. Zur Herstellung dieser

graphischen Darstellung gehört immerhin etwas

geometrische Uebung und Kenntnis. Die Wir¬

kung ist dafür auch eine um so größere.

Darstellung 1. Bewegung des Krankenstandesindeneinzelnen Wochen des Jahres. (Kurvendi^gramm).
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Durchschnittl. Mitgliederzahlen seit 1896.

Mitglieder

9-J37

11 &5o

Darstellung 3.

Etwas leichter läßt sich das „Stabdiagramm"

herstellen. Die Darstellung 3 veranschaulicht

die durchschnittliche Mitgliederzahl der Orts¬

krankenkasse Saalfeld. Man kann daraus ganz

deutlich das Wachstum der Kasse in den letzten

Jahren erkennen Diese Art der Darstellung

Ifißt sich für verschiedene Gebiete verwenden.

Die Darstellung 4 zeigt ebenfalls in Form eines

Stabdiagrammes die Beitragsleistung der Kas¬

senmitglieder der Allgemeinen Ortskranken¬

kasse Hamburg.

Beitrag pro Kopf

Steigerung
gegen

1914:12,3%

Steigerung
getfen

1914: W0
l'M2:24,3°/o

1914

Mk. 55.05

1924

RM. 61,79

1925

RM. 76.SO

Darstellung 4.

Symbolische Darstellungen verwendet man

ebenfalls gern als Ausdrucksmittel für zahlen¬

mäßige Ergebnisse. Diese Art der Darstellung

erfordert jedoch meist etwas zeichnerische«

Talent. Als Symbol kann man Menschen, bei

Sterbestatistiken Totenhügel nehmen usw. Die

Ausdrucksweise ist schier unbegrenzt. Für die

einzelne Kasse dürfte jedoch diese Art der

graphischen Darstellung meist nicht in Frage
kommen, da ihre Herstellung nicht einfach ist.

Neben den verschiedenen Arten von Dia¬

grammen und Symbolen gibt es noch eine an¬

dere Art der graphischen Darstellung, das „Kar¬

togramm". Obgleich dieses fiir die einzelnen

Kassen wohl nicht in Frage kommt, soll es doch

des Zusammenhangs wegen hier mit erwähnt

werden. Kartogramme sind statistische Zeich¬

nungen auf geographischen Karten (Dar¬

stellung 5).
Während wohl jeder Geschäftsführer die ein¬

facheren Kurven- und Stabdiagramme her¬

stellen kann, erfordern die übrigen graphischen

Darstellungen (Flächendiagramme, Symbole,

Kartogramme usw.) gute geometrische Aus¬

bildung und auch etwas zeichnerisches Talent.

Es wird sich aber wohl in jeder größeren Kasse

irgendein Angestellter finden, der diese Fähig¬

keiten besitzt und der dem den Geschäftsbericht

aufstellenden Geschäftsführer an die Hand

«rehen kann. Sehr gute graphische Darstel¬

lungen sind fast in jeder Nummer der vom

Reichsstatistischen Amt herausgegebenen Zeit¬

schrift „Wirtschaft und Statistik" und auch im

„Reichsarbeitsblatt" enthalten. Die Darstel¬

lung 5 ist der Zeitschrift „Wirtschaft und Sta¬

tistik entnommen.)

Darstellung 5.
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Wichtige Beschlüsse der Reichsknappschaft.
Allmählich wird von den großen strittigen

Fragen des neuen Reichsknappschafts¬

gesetzes eine nach der anderen zur Klärung

gebracht. So erfolgte auch in der am 18. März

stattgefundenen außerordentlichen Angestellten-
Hauptversammlung der Reichsknappschaft die

Vollendung der Satzung und die endgültige

Regelung der Angestellten-Krankenkasse. Der

Reichsarbeitsminister hat bekanntlich die im

November beschlossenen §§ 115 und 116 der

Satzung der Reichsknappschaft nicht genehmigt.
Hierzu nahm die außerordentliche Hauptver¬
sammlung am 18. März Stellung. Die vom

Abteilungsvorstand vorgelegte neue Fassung
der genannten Satzungsparagraphen wurde

einstimmig angenommen; sie lautet:

,.§ 115.

Für die Weiterversicherung in der

Angestelltenpensionskasse gelten die Vor¬

schriften des § 77 RKG.

§ 116.

Die Versicherungspflicht erstreckt sich gemäß

§ 16 RKG. auf diejenigen versicherungspflich¬

tigen Mitglieder der Angestellten-Pensionskasse,
deren Jahresarbeitsverdienst den nach § 165a

RVO. festgesetzten Betrag übersteigt und die

nicht einer Ersatzkasse (§§ 503 ff. RVO.) an¬

gehören. Gegenstand der Versicherung ist

Krankenpflege, Krankenhauspflege, Wochen¬

hilfe, Sterbegeld und Familienhilfe. Die Sonder¬

vorschriften (§ 118 dieser Satzung) bestimmen

das Nähere."

Die Neufassung des § 116 der Satzung machte

eine Aenderung der Gemeinsamen Sondervor¬

schriften der Angestellten-Kranken¬
kasse notwendig. Auch hierbei folgte die

außerordentliche Hauptversammlung dem Vor¬

schlage des Abteilungsvorstandes und beschloß

wiederum einstimmig:

„Die Gemeinsamen Sondervorschriften für

die Angestellten-Krankenkasse sind wie folgt zu

ändern:

i.

§ 2 erhält folgende Fassung:
Abs. 1. In der Angestellten-Krankenkasse

der Reichsknappschaft werden versichert: a) die

nach § 15 RKG. gesetzlich versicherungspflich¬
tigen Angestellten, b) die nach § 116 der Satzung

satzungsgemäß versicherungspflichtigen Ange¬

stellten.

Abs. 2. Die versicherungspflichtigen Mit¬

glieder der Angestellten-Pensionskasse der

Reichsknappschaft, deren Jahresarbeitsverdienst

den nach § 165a RVO. festgesetzten Betrag

übersteigt, müssen entweder der Angestellten-
Krankenkasse der Reichsknappschaft oder einer

Ersatzkasse (§§ 503 ff. RVO.) angehören. Er¬

folgt die Versicherung bei der Angestellten-
Krankenkasse der Reichsknappschaft, so be¬

bt Versicherungspflicht gemäß § 116 der

Satzung dei Reichsknappschaft; in diesem Falle

trägt der Versicherte drei Fünftel und der Ar¬

beitgeber zwei Fünftel des Beitrags zur Ange¬
stellten-Krankenkasse der Reichsknappschaft.

Erfolgt die Versicherung bei einer Ersatzkasse,

so besteht kein Anspruch auf den Beitrags¬

anteil des Arbeitgebers. Die Versicherung bei

einer Ersatzkasse hat der Angestellte nachzu¬

weisen.

Abs. 3. Für Angestellte, die zur Zeit des

Erlasses dieser Aenderung der Gemeinsamen

Sondervorschriften bei einer anderen Kasse als

einer Ersatzkasse (§§ 503 ff. RVO.) für den Fall

der Krankheit versichert sind, bestimmt der

Abteilungsvorstand den Zeitpunkt der Durch¬

führung der vorstehenden Bestimmungen.

In § 4 wird als neuer Absatz 2 eingefügt:

Abs. 2. Bei Neueintritt oder bei Uebertritt

von einer anderen Kasse oder einer Ersatzkasse

(§§ 503 ff. RVO.) in die Angestellten-Kranken¬
kasse der Reichsknappschaft gelten für die In¬

anspruchnahme der Familienhilfe, Wochenhilfe

und Familienwochenhilfe die im RKG. und der

RVO. vorgesehenen Karenzzeiten durch eine

entsprechende Mitgliedschaft in der Ange¬

stellten-Pensionskasse des Reichsknappschafts¬
vereins bzw. der Reichsknappschaft als erfüllt,

wenn der Neueintritt oder Uebertritt bis zum

31. Dezember 1927 erfolgt.

II.

Die vorstehenden Aenderungen treten sofort

in Kraft."

Ueber die Krankenversicherung der Bergbau¬

angestellten mit einem Jahreseinkommen

zwischen 2700 und 6000 RM. dürfte nunmehr

völlige Klarheit bestehen. Jeder dieser Ange¬

stellten muß versichert sein, und zwar entweder

in der Angestellten-Krankenkasse der Reichs¬

knappschaft oder in einer zugelassenen Ersatz¬

kasse. Der Arbeitgeber muß seinen Beitrags¬

anteil (zwei Fünftel) aber nur zahlen, wenn die

Versicherung bei der Knappschaft erfolgt. B e i

Versicheiung in einer Ersatzkasse

hat der Angestellteden vollen Bei¬

trag allein aufzubringen. Hierbei ist

noch zu beachten, daß der Beitrag zur Ersatz¬

kasse höher, teilweise sogar beträchtlich höher

'als der Gesamtbeitrag zur Angestellten-Kran¬
kenkasse der Reichsknappschaft ist.

Die Versicherung in einer Hilfs- oder Zu¬

schußkasse usw. an Stelle der knappschaftlichen

Angestellten-Krankenkasse ist nicht zu¬

lässig. Zurzeit gehören verschiedene Berg¬

bauangestellte solchen Kassen an. Der Abtei¬

lungsvorstand hat bestimmt, daß für diese An¬

gestelken die von der außerordentlichen Haupt¬

versammlung erlassenen Bestimmungen (§ 116

der Satzung und § 2 der Gemeinsamen Sonder¬

vorschriften) spätestens am 1. Januai 1928

durchgeführt werden. Diese Terminsetzung ist
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erfolgt, um die betreffenden Angestellten nicht

mit einer doppelten Beitragszahlung zu belasten.

Mit den Beschlüssen der außerordentlichen

Hauptversammlung ist nunmehr der Weg ge¬

ebnet für eine ordnungsgemäße Durchführung

der Angestellten-Krankenkasse der Reichsknapp¬

schaft. An den Bergbauangestellten liegt es

jetzt, ihre Krankenkasse auf eine hohe Stufe

der Leistungsfähigkeit zu bringen. Jeder sei

sich eingedenk, daß die Interessen der Bergbau-

angesteliten über den Sonderinteressen der Er-

sat/kassen stehen.

Abteil ungs vorstand.

Der Abteilungsvorstand der Reichsknapp-

schatt für Angestelltenangelegenheiten tagte am

17. März. Er genehmigte die Sondervorschrif¬

ten der Mansfelder Knappschaft und mehrere

Aenderungen der Sondervorschriften anderer

Be/irksknappschaften. Damit ist die Schaffung

dei Sondervorschriften überall abgeschlossen,

die Bezirksknappschaften haben jetzt die feste

Grundlage für die Durchführung der Versiche¬

rung Mit größter Beschleunigung muß nun¬

mehr den Versicherten ein Auszug aus der

Satzung und den Sondervorschriften ausge¬

händigt werden, damit diese sich über ihre

Rechte und Pflichten möglichst orientieren

können.

Weiterhin beschäftigte sich der Abteilungs¬

vorstand mit der Eingruppierung der Ange¬

stellten in die Gehaltsklassen der Pensionskasse

gemäß den Bestimmungen des Abteilungsvor-

¦tandes zu den §§ 247 und 248 RKG. Die von

den Bezirksknappschaften Halberstadt und

Brandenburg vorgelegten Hauptberufs-Eingrup-
pierungen für den Monat Juli 1926 wurden un¬

verändert genehmigt; desgleichen wurden die

Eingruppierungen für Niederschlesien und

Oberschlesien bis auf einige Angestelltenkate¬

gorien, über deren Einkommensverhältnisse

keine völlige Klarheit besteht, genehmigt. Die

Nachprüfung ur.d Genehmigung der Eingrup¬

pierung in den übrigen Bezirksknappschaften
soll in einer Sondersitzung des Satzungsaus¬
schusses Ende April erfolgen. Die Angelegen¬
heit ist von größter Wichtigkeit, denn nach der

Eingruppierung richtet sich, in welcher Ge¬

haltsklasse der einzelne Angestellte seine bis

tum 30. Juni 1926 in der Angestelltenpensions¬
kasse zurückgelegten Beitragszeiten berechnet

bekommt.

Einer sehr eingehenden Untersuchung und

Erörterung wurde die Finanzlage der Ange¬

stellten-Pensionskasse unterzogen. Bekanntlich

sind nach dem RKG. zirka 80 Proz. der Pen¬

sionslasten von allen Bezirksknappschaften ge¬

meinsam und zirka 20 Proz. als Sonderlast von

jeder Bezirksknappschaft für sich aufzubringen;

außerdem mub jede Bezirksknappschaft die aus

der Gewährung des Altersruhegeldes ent¬

stehende Belastung selbst decken. Den Beitrag

im Gemeinlast setzt die Reichsknappschaft

fest. Erstmalig wurde dieser Beitrag im Monat

Juli 1926, d. h. kurz nach dem Inkrafttreten des

neuen RKG. auf 8 Proz. vom Endbetrag jeder
Gehaltsklasse bemessen. Die Festsetzung wurde

ausdrücklich als vorläufig bezeichnet, da die

endgültige Belastung der Angestellten-Pensions¬
kasse erst nach Abschluß der Umrechnung der

laufenden Pensionen mit einiger Sicherheit

übersehen werden konnte. Die Entwicklung seit

Juli 1926 bis heute hat ergeben, daß mit dem

damals festgesetzten Beitrag die anfallenden

Lasten nicht gedeckt werden können. Die Zahl

der Leistungsempfänger ist beträchtlich ge¬

stiegen. Im Dezember 1926 waren vorhanden:

7752 Ruhegeldempfänger, 5785 Witwen, 4020

Waisen. Im selben Zeitpunkt betrug die Zahl

der vollzahlenden Mitglieder in der Ange¬

stellten-Pensionskasse 48 170. Der als Gemein¬

last (80 Proz.) einschließlich einer Rücklage von

SO 000 RM. und Verwaltungskosten in Höhe von

5000 RM. von der Gesamtausgabe aufzubrin¬

gende Anteil beträgt zirka 2,2 Millionen RM.

pro Monat. Diese Summe wird durch den

gegenwärtigen Beitragseingang nicht gedeckt,
und aus diesem Grunde beschloß der Abtei¬

lungsvorstand eine Heraufsetzung des Beitrags

zur Gemeinlast um 2 Proz. mit Wirkung ab

1. März 1927.

Die Beitragserhöhung wirkt sich für die ein¬

zelnen Angestellten in den verschiedenen Ge¬

haltsklassen pro Monat wie folgt aus:

Gehaltsklasse A ... 0,60 RM.

1,20 RM.

2,40 RM.

3,60 RM.

4,80 RM.

6— RM.

7,50 RM.

0 — RM.

Gehaltsklasse B . .

Gehaltsklasse C
. .

Gehaltsklasse D . .

Gehaltsklasse E . .

Gehaltsklasse F . .

Gehaltsklasse G

Gehaltsklasse H . .

Es braucht wohl nicht besonders betont zu

werden, daß die Versichertenvertreter im Ab¬

teilungsvorstand die Heraufsetzung des Bei¬

trags nur schweren Herzens vorgenommen

haben, aber sie standen unter einem gewissen

Zwang. Die Frage, die ihnen zur Entscheidung

vorlag, lautete ganz einfach: Herabsetzung der

Leistungen oder Erhöhung der Beiträge. Sie

haben sich für das letztere entschieden aus der

Erwägung heraus, daß es die oberste Pflicht

der Knappschaft ist, für die berufsunfähigen

Angestellten und für die Hinterbliebenen ver¬

storbener Angestellten zu sorgen. Die Ver¬

sichertenvertreter waren sich dabei sehr wohl be¬

wußt, daß sie den aktiven Mitgliedern im gegen¬

wärtigen Zeitpunk/ schwerlich eine weitere Be¬

lastung zumuten können, aber sie haben es

dennoch getan, und zwar aus der Ueberzeugung

heraus, daß die Versicherten eher eine in be¬

stimmten Grenzen bleibende Beitragserhöhung
auf sich nehmen als in eine Herabsetzung dei

Leistungen einwilligen würden.

Das starke Anwachsen der Zahl der Pensions-
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bezieher ist in erster Linie eine Folge der

Kriegs- und Inflationszeit, die in hohem Maße

eine Schwächung des Gesundheitszustandes

auch der Bergbauangestellten hervorgerufen
hat. Hinzu kommt der umfangreiche Abbau von

Angestellten durch die Rationalisierung oder

aus sonstigen Gründen, wodurch eine große
Anzahl von Personen der Knappschaft als

Ruhegeldempfänger zur Last gefallen sind. Die

meisten dieser Angestellten hätten, trotzdem sie

berufsunfähig waren, sicherlich noch jahrelang
ihren Dienst fortgesetzt, aber rücksichtslos

wurde ihnen die Existenzgrundlage entzogen

und es blieb ihnen nichts anderes übrig, als

von dem ihnen zustehenden Recht auf Pensio¬

nierung Gebrauch zu machen. Dies sind die

objektiven Ursachen für die zurzeit starke Be¬

lastung der Angestellten-Pensionskasse. Die

Knappschaft kann hierfür nicht verantwortlich

gemacht werden, und es wäre recht und billig,
daß das Reich für die entstandene Mehr¬

belastung einspringt. Die Forderung ist um so

berechtigter, als die Knappschaft auch für An¬

gehörige der früheren Knappschaftsvereine in

den abgetretenen Gebieten nicht unerhebliche

Leistungen aufbringen muß.

Um falschen Gerüchten von vornherein ent¬

gegenzutreten, sei noch einmal betont, daß die

Kosten aus der Gewährung des Altersruhe¬

geldes nicht durch die Gemeinlast, auf die sich

die Beitragserhöhung bezieht, sondern in voller

Höhe von den Bezirksknappschaften gesondert
zu decken sind. Die Bezirksknappschaften er¬

heben hierfür von den Angestellten, die wesent¬

lich bergmännische Arbeit verrichten, einen be¬

sonderen Zuschlag zum Beitrag. Die Zahl der

Altersruhegeldempfänger betrug im Dezember

1926 im gesamten Gebiet der Reichsknappschaft
1320 gegen 7752 Ruhegehaltsempfänger oder

ungefähr 15 Proz.; in der Arbeiterpensionskasse
macht dagegen die Zahl der Alterspensionäre
28 Proz. von den Invalidenpensionären aus.

Verschiedentlich wird angenommen, daß die

Verwaltungskosten einen wesentlichen Teil der

Beitragseinnahmen auffressen. Dies ist nicht

der Fall. Von der Gemeinlast betragen die Ver¬

waltungskosten etwa 0,02 Proz., also einen ver¬

schwindend kleinen Teil.

Der Beitragserhöhung stimmten im Abtei¬

lungsvorstand sämtliche Arbeitgebervertreter
und die Versichertenvertreter bis auf einen zu.

Herr Vocke vom Gedag. nahm eine recht

merkwürdige Haltung ein. Im Satzungsaus¬
schuß, in dem die Finanzlage der Angestellten-
Pensionskasse unter Vorlage eines umfang¬
reichen Materials sehr eingehend beraten wurde,

stimmte Herr Vocke der Beitragserhöhung zu.

In der eine Viertelstunde später stattfindenden

Sitzung des Abteilungsvorstandes, in der nichts

Neues vorgetragen wurde, enthielt sich Herr

Vocke der Stimme. Ganz abgesehen davon,
daß damit Herr Vocke der Knappschaft die

notwendigen Mittel für die Zahlung der Pen¬

sionen an die Invaliden, Witwen und Waisen

verweigert hat, ist seine Haltung als recht wenig

konsequent zu bezeichnen. Vielleicht fehlt ihm

aber der Mut zur Verantwortung in schwer¬

wiegenden Fragen. O. P.

Verwaltung.
Gesetz zur Bekämpfung der Geschlechts¬

krankheiten* Im Reichsgesetzblatt vom 22. Fe¬

bruar 1927 ist ein Gesetz zur Bekämpfung der

Geschlechtskrankheiten vom 18. Februar 1927

veröffentlicht worden, das allerdings erst am

1. Oktober 1927 in Kratt treten soll, weil bis

dahin eine Reihe notwendiger Ausführungsvor¬
schriften erlassen werden müssen. Da die Träger
der Sozialversicherung, besonders die Kranken¬

kassen, an der Verhütung und Bekämpfung der

Geschlechtskrankheiten ein besonderes Inter-

e-sse haben, geben wir unseren Lesern einen

Ueberblick über die wichtigsten Bestimmungen
dieses Gesetzes.

Als Geschlechtskrankheiten werden angesehen
Syphilis, Tripper und Schanker ohne Rücksicht

darauf, an welchen Körperteilen die Krankheits¬

erscheinungen auftreten.

Wer an einer mit Ansteckungsgefahr
verbundenen Geschlechtskranke leidet und

dies weiß oder den Umständen nach annehmen

muß, ist verpflichtet, sich in Behandlung
eines approbierten Arztes zu begeben.
Eltern, Vormünder und sonstige* Erziehungs¬
berechtigten sind verpflichtet, für die ärztliche

Behandlung geschlechtskranker Pflegebefohle¬
ner zu sorgen. Durch Ausführungsvorschriften
soll noch die kostenfreie Behandlung Minder¬
bemittelter sirhergestellt werden.

Gesundheitsbehörden sollen das Gesetz

durchführen und sich dabei mit den Beratungs¬
stellen für Geschlechtskranke, den Pflege¬
ämtern und Einrichtungen der sozialen Für¬

sorge möglichst im Einvernehmen halten. Die

Beamten der Ordnungs- und Wohlfahrtspolizei
sind zur Unterstützung verpflichtet.
Die Gesundheitsbehörde kann von Personen,

die dringend verdächtig sind, ge¬
schlechtskrank zu sein und die Geschlechts¬

krankheit weiterzu verbreiten, ein ärztliches

Zeugnis verlangen oder Verdächtige in beson¬

deren Fällen von einem Arzt untersuchen

lassen. Ferner können derartige Personen

einem Heilverfahren unterworfen oder in

'einem Krankenhaus untergebracht werden, wenn

dies zur Verhütung der Ausbreitung der Krank¬

heit erforderlich erscheint. Anzeigen sollen

vorsichtig behandelt werden. Anonyme An¬

zeigen bleiben unbeachtet. In den anderen

Fällen sollen die Anzeigenden mündlich ver¬

nommen und Verfolgungen der Anzeigen nur

dann vorgenommen werden, wenn ein aus¬

reichender Anhalt für die Richtigkeit der be¬

haupteten Tatsachen vorhanden ist.

Wer an einer mit Ansteckungsgefahr verbun¬

denen Krankheit leidet und dies weiß oder den

Umständen nach annehmen muß, wird, wenn

er den Beischlaf ausübt oder eine Ehe
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eingeht, ohne den anderen Teil vorher davon

Mitteilung zu machen, auf Antrag mit Gefäng¬
nis bis zu drei Jahren bestraft.

Die Behandlung von Geschlechtskrankheiten

oder Leiden der Geschlechtsorgane ist nur den

für das Deutsche Reich approbierten
Aerzten gestattet. Fernbehandlung ist ver¬

boten, ebenso die Erteilung von Ratschlägen
zur Selbstbehandlung. Die behandelnden Aerzte

sollen die Geschlechtskranken über die Straf¬

barkeit des Beischlafes oder der Eheschließung
belehren und ihnen ein dazu noch herzustellen¬

des amtliches Merkblatt einhändigen. Entzieht

sich der Geschlechtskranke der ärztlichen Be¬

handlung oder Beobachtung, dann hat der be¬

handelnde Arzt der Gesundheitsbehörde davon

Kenntnis zu geben. Diese Mitteilung muß auch

»•rfolgen, wenn der Geschlechtskranke andere

infolge seines Berufs oder seiner persön¬
lichen Verhältnisse besonders gefährden kann.

Im übrigen ist aber den Beamten und Ange¬
stellten der Gesundheitsbehörden eine gewisse

Schweigepflicht auferlegt.
Strafbar ist die Ankündigung oder An¬

preisung von Mitteln, Gegenständen oder Ver¬

fahren zur Heilung oder Linderung von Ge¬

schlechtskrankheiten, soweit sich diese Ankün¬

digung oder Anpreisung nicht auf Aerzte, Apo¬
theker oder Personen beschränkt, die mit diesen

Heilmitteln erlaubterweise Handel treiben dür¬

fen. Straffrei sind dagegen Vorträge,
Schriften, Abbildungen und Darstellungen, die

nur zur Aufklärung über die Geschlechtskrank¬

heiten, insbesondere ihre Erscheinungsformen
dienen.

Unter Strafe gestellt wird noch, wer als Ge¬

schlechtskranker ein fremdes Kind stillt, wer

ein syphilitisches Kind stillen läßt, wer ein

geschlechtskrankes Kind in Pflege gibt und

den Pflegeeltern von der Krankheit keine Mit¬

teilung macht. Ammen müssen sich vor An¬

tritt der Stellung durch ein ärztliches Zeugnis
bescheinigen lassen, daß sie nicht ge¬
schlechtskrank sind. Stillen sie ein fremdes

Kind ohne diese Bescheinigung, dann machen

sie sich strafbar. Unter Strafe gestellt wird

auch, wer eine Amme ohne diese Bescheinigung
in Dienst nimmt oder wer

-- abgesehen von

Notfällen — von einer anderen Person stillen

wißt, ohne sich durch ein ärztliches Zeugnis
darüber informiert zu haben, dab diese Person

nicht geschlechtskrank ist.

Eine Reihe enderer Vorschriften ändert das

Strafgesetzbuch, soweit es durch diese neuen

Bestimmungen berührt wird. W.

Krankenversicherung und Erwerbslosenfür¬

sorge. Die Erwerbslosen führen durch ihre Be¬

rufsorganisationen schon seit Bestehen der

heute chronisch gewordenen Wirtschaftskrise

einen lebhaften Kampf um die Schaffung einer

ausreichenden Erwerbslosenfürsorge. Die immer

mehr fühlbar werdende Verelendung weiter

Volkskreise wtr die Ursache für die Hinauf¬

setzung der Unterstützungssätze in der Erwerbs¬

losenfürsorge und vor allen Dingen das Gesetz

über eine Krisenfürsorge für Erwerbslose vom

1^. November 1926. Diese beiden Neuerungen,
deren letztere ja nicht nur die weitgehendste,
sondern auch von grundsätzlicher Bedeutung
ist, erfüllen zum Teil die durchaus berechtigten

Wünsche der Erwerbslosen. Es haben jedoch
nicht nur diese und mit ihnen die schaffenden

Bevölkerungskreise überhaupt ein Interesse an

einer auskömmlichen Versorgung der Erwerbs¬

losen, sondern auch die Träger unserer Sozial¬

versicherung.
Bedeutet schon die Arbeitslosigkeit an und

für sich eine Wandlung in der Lebensführung
der Arbeiter, so wird diese Aenderung dadurch

noch fühlbarer, daß durch den Unterschied

zwischen Arbeitslohn und Erwerbslosenunter¬

stützung zum Unterhalt des Erwerbslosen und

seiner Familie geringere Mittel zur Verfügung
stehen. Es ist nicht selten der Fall, namentlich

bei kinderreichen Familien, daß die geringe
Höhe der Unterstützung eine Lebensführung be¬

dingt, die oft weit unter dem Existenzminimum

liegt.
Unterstützungssätze, die dem Empfänger nur

eine sehr beschränkte Lebensführung ermög¬
lichen und oft nicht einmal dazu hinreichen,
die nötigsten Lebensmittel zu erstehen, müssen

bei einer längeren Dauer der Arbeitslosigkeit
zu einer Unterernährung der Erwerbslosen und

ihrer Familien führen. Diese Unterernährung
geht aber Hand in Hand mit einer Untergra¬
bung der Gesundheit. In sehr vielen Fällen

wird diese Gefährdung der Gesundheit noch

durch eine moralische Depression der Unter¬

stützungsempfänger, die vergebens von einer

Arbeitsstelle zur anderen laufen, unterstützt

und erhöht. Bei der überaus großen Zahl der

Erwerbslosen und den (wenigstens bisher) oft

vollkommen unzulänglichen Unterstützungs¬
sätzen, kann man ruhig die Behauptung aus¬

sprechen, daß sich der Gesundheitszustand

weiter Bevölkerungsschichten wieder in besorg¬

niserregender Weise verschlechtert. Diese- Be¬

sorgnis gewinnt dadurch an Nahrung", daß

die Kriegs- und Inflationsjahre nachgewiesener¬
maßen die Volksgesundheit beträchtlich unter¬

graben haben. Die kurze Zeitspanne, da¬

zwischen diesen Entbehrungsjahren und der ii_

letzter Zeit eingesetzten katastrophalen Wirt¬

schaftskrise lag, kann unmöglich die Folgen
der erlittenen Not beseitigt haben. Die neuer¬

dings in vielen Gemeinden periodisch statt¬

findenden ärztlichen Untersuchungen der Schul¬

kinder zeigen ja mit erschreckender Deutlich¬

keit, wie weit die deutsche Volkskraft und

Volksgesundheit "gesunken ist. Anstatt Fehle:

der Kriegs- und Inflationsjahre heute mit al'en

Kräften wieder wettzumachen, ist heute das

Lrroße Heer der Arbeitslosen mit ihren Familiär,

wiederum der größten Not ausg< setzt.

Hier beginnt das Interessengebiet der Soxial-

versicherungsträger, speziell das der reichs¬

gesetzlichen Krankenkassen. Sämtliche Artet

von Krankenkassen müssen notwendigerweise
dieses Sinken der Volksgesundheit mit Besorg¬
nis betrachten, gewiß muß lobend anerkannt

rden, daß heute fast alle Träger de; Sozial-

versicherung Gesundheitsfürsorge weit über

das Maß ihrer satzungsgemäßen Leistungen ge¬

währen. Durch Arbeitsgemeinschaften usw. ver¬

sucht man die gefährlichsten Volksseucheii

(Tuberkulose, Syphilis) zu bekämpi Diese

ganzen Anstrengungen und Arbeiten, mögen sit

noch so gut gemeint sein und stellenweise Mich

durchgeführt werden, müssen doch mehr oder

weniger eine Sisyphusarbeit bleiben, auch wenn
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teilweise vorübergehende Erfolge erzielt wer¬

den. Die ganze Arbeit ist größtenteils vergeb¬

lich, wenn auf der anderen Seite Millionen

unserer Volksgenossen auf lange Zeit der

größten Not ausgesetzt sind. — Aus diesem

Grunde haben die Krankenkassen begreiflicher¬
weise ein sehr großes Interesse daran, daß den

Erwerbslosen eine Unterstützung gezahlt wird,

die es ihnen ermöglicht, ihrem Körper die Nah¬

rung zuzuführen, die zur Erhaltung der Gesund¬

heit unbedingt notwendig ist Die Kranken¬

kassen und auch die Versicherungsanstalten
dürfen deshalb dem Kampf der Erwerbslosen

um die Erreichung auskömmlicher Unter¬

stützungssätze nicht interesselos gegenüber¬
stehen. Diese Versicherungsträger sind wie

keine anderen Einrichtungen mit dem Wohl und

Wehe der Erwerbslosen verknüpft, fällt ihnen

doch früher oder später die durch zu geringe

Unterstützung hervorgerufene Schwächung des

Gesundheitszustandcs der Erwerbslosen durch

die dann notwendig werdende Gewährung von

Leistungen zur Last. Es ist deshalb Pflicht der

Sozialversicherungsträger, in ihrem eigenen Le¬

bensinteresse den Erwerbslosen bei ihren berech¬

tigten Versuchen um Erreichung auskömmlicher

Unterstützungen helfend zur Seite zu stehen.

QllhifllfBhlU Kleeis, Reichenbach (Vogtl.).

Strafbestimmungen der Reichsversieherungs¬

ordnung. Die Abhandlung von Paul Ditt¬

rich in Nr. 2 der „Volkstümlichen Zeitschrift"

unter dieser Ueberschrift wird wohl den Wider¬

spruch aller mit dieser Materie vertrauten Kol¬

leg en hervorgerufen haben, insbesondere soweit

dabei gegen die Anwendung des § 533 der

Reichsversieherungsordnung und seine etwaige

Verschärfung Stellung genommen wird. Die

Ausführungen von Dittrich sind durchaus ge¬

eignet, den von dieser Strafbestimmung ge¬

brauchmachenden Kassen Schwierigkeiten zu

bereiten, den schuldigen Arbeitgebern Ver¬

teidigungsmittel in die Hände zu geben und

unter den Strafrichtern und Staatsanwälten

noch mehr Verwirrung über den Sinn und die

Notwendigkeit dieser Strafbestimmung zu

schaffen als ohnehin schon vorhanden ist. Es

hätte daher meines Erachtens im Interesse der

Kassen gelegen, wenn die Schriftleitung, wie es

in anderen Fällen des öfteren geschehen ist, er¬

klärt hätte, daß sie sich mit dem Inhalte des

Artikels nicht identifiziere, da er in bezug auf

^?•ine juristische Begründung und auf die Be¬

urteilung der Qualität der beitragshinterziehen¬
den Arbeitgeber eine Schutzvorschrift darstellt,
wie sie von keiner Seite besser geliefert werden

kann.

In einer Zeit, in der fast jeder Krankenkasse

durcii Beitragshinterziehung so erhebliche Aus¬

fälle entstehen, daß die Leistungsfähigkeit der

Kassen dadurch gefährdet werden, und nach¬

dem es den Kassen endlich gelungen ist, Justiz-
ivd Wohlfahrtsminister zur Stellungnahme

gegen die geineungefährliche Handlungsweise
det Beitragshinterzieher zu veranlassen, er¬

scheint eine Abhandlung in unserer Zeitschrift,

die von Wohlwollen für die schuldigen Unter¬

nehmer geradezu trieft und den versteckten

Vorwurf erhebt, daß die Kassen durch

mangelnde organisatorische Fähigkeiten den

Beiti;:gsverlust verschulden.

Daß die Form der Beitragserhebung nicht die

Höhe des Beitragsausfalles bestimmt oder ver¬

ursacht, sondern ganz andere Faktoren, auf die

ich noch zu sprechen komme, beweisen die Ver¬

hältnisse der Kasse, in der ich tätig bin. Wir

haben das Beitragsstufensystem wie¬

der eingeführt, schicken regelmäßig alle Monate

unsere Rechnungen heraus, beantragen in

verhältnismäßig kurzer Zeit (ungefähr drei

Wochen nach Rechnungszustellung) Zwangsbei¬
treibung durch die Gemeinde und waren doch

gezwungen, im Vorjahre gegen 66 Arbeitgeber
Strafanträge wegen Vergehens gegen § 533 der

RVO. zu stellen. Die gesamte hinterzogene
Summe betrug 25 642 Mk. Kassenbeiträge, wozu

noch 8200 Mk. Erwerbslosenbeiträge kommen.

Diese Summen wären noch erheblich höher,

wenn nicht sehr erhebliche Zahlungen unter der

Androhung des Strafantrages ein¬

gegangen wären. Bei letzteren handelt es sich

in der Hauptsache um solche Betriebe, die er¬

loschen sind oder wo mangels Masse kein Kon¬

kursverfahren möglich war. Die Ansicht von

Dittrich, daß es sich in der Regel um Arbeit¬

geber handelt, die infolge der jetzigen wirt¬

schaftlichen Verhältnisse ohne eigenes Ver¬

schulden in Not geraten sind, ist grundfalsch
und trifft nur für einen sehr geringen Bruchteil

der Beitragshinterzieher zu. Ich kenne auf

Grund meiner langjährigen Tätigkeit fast alle

Arbeitgeber und deren Betriebe, gegen die wir

Strafanträge gestellt haben. Von den 66 Arbeit¬

gebern waren aber nur 5, die in den letzten

Jahren ihre Verpflichtungen der Kasse

gegenüber erfüllt haben und durch die wirt¬

schaftlichen Verhältnisse in Verfall geraten

waren. In solchen Fällen haben es ja die Kassen

in der Hand, von Strafanträgen Abstand zu

nehmen. Aber wie sieht es denn in der Regel
aus. Aktiengesellschaften und Gesellschaften

m. b. H. werden gegründet, Betriebe eröffnet,
und vom ersten Augenblick an gehört diesen

Betrieben nicht ein Stück Werkzeug oder auch

nur eine Maschine. Alles ist auf Darlehen mit

Eigentumsvorbehalt genommen, die zukünftige
Produktion wird an eine verwandte Verkaufs¬

gesellschaft im Voraus verpfändet. Die Löhne

werden zunächst gezahlt, dann setzen Raten¬

zahlungen ein und schließlich hört jede Zahlung
auf. Konkurs oder ordnungsmäßige Liquidation
erfolgt nicht, gegen etwaige Pfändungen der

Krankenkassen wird interveniert, durch Ge¬

richtsbeschluß Freigabe erzwungen, dann pfän¬
det einer der anderen Gläubiger und nun ver¬

steigert eine andere G. m. b. H. den gesamten

Betrieb, führt ihn fort, übernimmt, wie in ein¬

zelnen Fällen geschehen, die Direktoren oder

'Geschäftsführer der verkrachten Gesellschaft,
betraut diese wieder mit der Leitung und nun

beginnt das Spiel von neuem. Die den Ar¬

beitern und Angestellten abgezogene Lohnsteuer

und die Beitragsanteile für die Sozialversiche¬

rung und Berufsgenossenschaft werden natür¬

lich nicht an die zuständigen Stellen abgeführt.
Eine andere Art von Arbeitgebern tritt bei

uns besonders im Installationsgewerbe auf. Sie

verfügen weder über Betriebsräume noch über

Mittel, beschäftigen Personal, ziehen die Rech¬

nungen bei den Kunden ein, denken aber nicht

an die Lohnzahlungen, erfüllen ihre Meldepflicht
mit erheblicher Verspätung oder erst dann,
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wenn jemand erkrankt. Sie machen den Arbeit¬

nehmern alle Abzüge, führen aber die ent¬

sprechenden Beiträge nicht ab. Dazu kommen

jene Arbeitgeber, die wohl seit Jahren zur Kasse

melden, aber nur an den Vollziehungsbeamten
zahlen, dabei aber über Vülen, Kraftwagen und

andere Annehmlichkeiten verfügen. Ich frage

nun, ob diese Kategorie von Unternehmern

rch noch straffrei ausgehen soll?

Zu der Auffassung von Dittrich, daß die

Strafbestimmungen des § 533 der RVO. auf

denselben Voraussetzungen beruhen, wie die

des § 246 des Strafgesetzbuches, weise ich

darauf hin, daß diese Auffassung schon unter

der Herrschaft des § 82b der Krankenversiche¬

rung aufgegeben worden ist und nach der

I assung des § 533 der RVO. überhaupt nicht

mehr begründet werden kann. Was sonst noch

'ii sagen wäre, kann in den beiden Reichs¬

gerichtsentscheidungen nachgelesen werden, die

in der „Volkstümlichen Zeitschrift" Nr. 16,

Srite 251 veröffentlicht sind. Aus diesen Ent¬

scheidungen geht mit aller Klarheit hervor, daß

die Strafbestimmungen des § 533 der RVO. mit

ch ne*n des § 246 des StGB, nichts zu tun haben.

Zum Schlüsse möchte ich bei dieser Gelegen-
t t ii noch anregen, daß die Krankenkassenver¬

bände bei den gesetzgebenden Körperschaften
dahin wirken mögen, daß die Strafbestimmun¬

gen des § 288 (Pfandhinterziehung) auch auf

die gesetzlichen Vertreter der Aktiengesell¬
schaften und Gesellschaften m. b. H. ausge¬

dehnt werden. Ebenso bedarf der § 531 der

RVO.: „1. Unabhängig von der Strafe hat die

Kasse die rückständigen Beiträge nachzu¬

fordern. 2. Sie kann dem Bestraften außerdem

die Zahlung des Ein- bis Fünffachen der rück¬

ständigen Beiträge auferlegen. Der Betrag wird,
wie Gemeindeabgaben, beigetrieben," einer

anderen Formulierung, um seine Anwendbar¬

keit auf die nach § 533 bis 536 der RVO. be¬

straften Arbeitgeber außer jeden Zweifel zu

setzen. Hierdurch wäre es möglich, die Ge¬

schäftsführer und Direktoren derartiger Gesell¬

schaften, die über eigenes Vermögen verfügen,
für die hinterzogenen Beiträge in Anspruch zu

m-hmen.

Falls die Frage gestellt werden sollte, was

denn die Strafanträge eingebracht haben, will

ich noch darauf hinweisen, daß es uns unter

Androhung des Strafantrages gelungen ist, ganz
erhebliche Beitragsausfälle zu verhindern. Da

die Gerichte des öfteren bei nachträg¬
licher Zahlung der Beiträge Strafminde-

rung oder Erlaß in Aussicht gestellt haben, er-

lolgte auch aus diesem Grunde Zahlung. Als

weiterer Erfolg kann verbucht werden, daß die

bestraften Arbeitgeber, die weiter zur

Kasse melden, ihrer Beitragspflicht nach¬

kommen.

Alfred Schröder,
Ortskrankenkasse der Mechaniker, Berlin.

Anmerkung der Schriftleitung:
Die Abhandlung von Dittrich erschien unter

seinem Namen. Wenngleich auch wir seine*

Auffassung nicht teilten, glaubten wir doch

elavon absehen zu müssen, das in einem Nach¬

satz besonders zum Ausdruck bringen zu

müssen. Im übrigen verweisen wir noch auf die

in der Nummer 4, auf Seite 62 veröffentlichte

Erwiderung von Wasewitz, Berlin.

Kassenvereinigungen. Mit der Größe der

Aufgabe wächst die Ohnmacht des einzelnenl

In dieser Beziehung liegt das derzeitige Haupt¬
erfordernis der Krankenkassen, im gegen¬

seitigen Verein ihrer Aufgabe gerecht zu

werden Zumal die jetzige Umstellung der

Krankenversicherung von der Krankheitsfürsorge
zur Krankheitsvorsorge Forderungen stellt, die

von einer einzelnen Kasse weder erfüllt werden

können, noch aus Zweckmäßigkeitsgründen
allein erfüllt werden sollen. Diese Umstellung
darf nun nicht etwa als eine soziale Phrase ge¬

wertet werden, sondern sie entspringt einer

durch die Praxis erkannten versicherungswirt¬
schaftlichen Notwendigkeit, die die privaten
amerikanischen Lebensversicherungsgesellschaf¬
ten bereits seit längerer Zeit in ihrem Wirt-

schaftsprogramm aufgenommen haben. Ein

näheres Eingehen auf die Einzelheiten der

Zweckmäßigkeit einer umfassenden Krankheits¬

vorsorge erübrigt sich wohl, zumal in der Fach¬

literatur und in Vorträgen der Mehrzahl

unserer Sozialpolitiker bereits hinreichend dar¬

auf hingewiesen worden ist. Die in dem Ar¬

tikel XXI des Gesetzes vom 19. Juli 1923,
RGBl. I 686 und in dem Abschnitt C des Ge¬

setzes über den Ausbau der Angestellten- und

Invalidenversicherung und über Gesundheits¬

fürsorge in der Reichsversicherung vom

28. Juli 1925 RGBl. 157 festgelegten gesetz¬

lichen Anfänge dieser Umstellung, werden in

den kommenden Beratungen des Reichstags
über die Krankenversicherung eine Erweiterung
durch besondere Richtlinien erfahren.

Aber nicht allein diese Umstellung, sondern

auch die allgemeine Lage unserer Wirtschaft

macht einen engeren Zusammenschluß der

Krankenkassen zum Erfordernis. Wie alle

anderen, so haben sich auch die mit den

Krankenkassen in Verbindung stehenden Be¬

rufsgruppen zu Verbänden über das Gebiet

einzelner Länder oder des gesamten Reiches

vereint. Nicht mehr der einzelne Arzt, Optiker
oder Bandagist steht der Kasse als Verhand¬

lungsgegner gegenüber, sondern seine gesamte*

Organisation. Dem sind natürlich auch die

Krankenkassen gezwungen, einen gleicheM\
Gegner entgegenzustellen.
Wenn auch die einzelnen Kassen bereits aus

eugener Initiative sich zu Verbänden zusammen¬

gefunden haben, so doch in solcher Vielge*

staltigkeit, die zu positiver Arbeit noch viel zu

wünschen übrig läßt.

Die rückständigste Kassenart bilden ohne-

Zweifel die Betriebskrankenkassen. Dies ist

wohl auf den Umstand zurückzuführen, daß die

mit dieser Kassenart in Verbindung stehenden

Kreise ängstlich bestrebt sind, die durch diese

Kassen gewonnenen Machtpositionen nicht

durch Zusammenschluß mit anderen Kassen¬

arten aufzugeben oder doch wenigstens die

Möglichkeit zu verhüten, daß die ihnen anver¬

trauten Kreise durch Zusammentrefft^ mit den

Organen anderer Kassen ihrer untertänigen

Stellung bewußt würden. Da diese Rückständig¬

keit sich nicht nur auf die Masse der Betriebs¬

krankenkassenversicherten auswirkt, sondern

auch für die anderen Kassenarten ein Hemmnis

des Aufstieges bildet, sei der Verbandsorgani¬
sation der Betriebskrankenkassen einmal an
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dieser Stelle im besonderen ein offenes Wort

gesprochen.
Ohne daß die Spitzenverbände der Kranken¬

kassen bei der Schöpfung der Reichsversiehe¬

rungsordnung einen besonderen versicherungs¬
rechtlichen Hintergrund gefunden hatten, haben

sie sich doch durch die Erfüllung der ihnen zu¬

gewiesenen Aufgaben zu einem solchen Be¬

standteil der deutschen Krankenversicherung

entwickelt, der unentbehrlich und für die zu¬

künftigen Aufgaben schon eine eingearbeitete
Organisation bilden wird. Oeffentlich ist ja ihre

rechtliche Anerkennung bereits durch die Be¬

stimmung des Reichsarbeitsministers vom

17. November 1923 in der Verordnung über den

Reichsausschuß für Aerzte und Krankenkassen

OK. 1923, 818 erfolgt. In dieser Bestimmung ist

aber auch der Verband zur Wahrung der Inter¬

essen der deutschen Betriebskrankenkassen mit

aufgeführt. Das Recht des Reichsarbeits¬

ministers, diesen Verband zur Interessenver¬

tretung der deutschen Krankenkassen zu be¬

rufen, muß ihm ohne weiteres abgesprochen
werden; denn dieser Verband ist kein Verband

im rechtlichen Sinne der deutschen Sozialver¬

sicherung. Die höchste Aufgabe der Reichs¬

regierung ist es doch, die Reuchsverfassung mit

allen geschaffenen Grundsätzen zu beachten und

durchzuführen. So bestimmt der Artikel 161,
daß ein Versicherungswesen unter maßgeben¬
der Mitwirkung der Versicherten geschaffen
wird. Wie sieht e-s aber mit dieser Forderung
in diesem Verbände aus? Solange dieser Ver¬

band bestecht kämpfen die Versichertenver¬

treter der Betriebskrankenkassen um eine Ver¬

tretung in de*ssen Organen. Bis ungefähr 1922

oder 1923, also noch zur Zeit obiger Verfügung
des Reichsarbeitsministers, waren ihre An¬

strengungen vergeblich und nur erst seit kurzer

Zeit hat man ihnen ein Drittel der Sitze zuge¬

standen. Dieses Zugeständnis des Betrie^bs-

krankenkassenverbandes, zu den Beratungen
einige* Versichertenvertreter hinzuzuziehen, hat

einmal ein bekannter Sozialpolitiker mit treffen¬

dem Ausdruck als „Dekorationszweck" be¬

zeichnet. Nach dein geltenden Rechtsgrundsatz
in der Krankenversicherung wäre es bestimmtes

Recht der Versichertenvertreter zwei Drittel der

Sitze ohne weiteres zu fordern. Ueber diese un¬

gesetzlichen Zustände braucht wohl kein Wort

weiter verloren zu werden, denn die Regie¬
rungsstellen sind ja zur Genüge davon unter¬

richtet. Nur sei einmal offen gesagt, wenn schon

dieser Verband in einer Demokratie zur öffent¬

lich-rechtlichen Mitwirkung beistimmt wird, dann

muß auch entschieden gefordert werden, daß er

sich selbst den geltenden Grundsätzen anpaßt,
sonst mag er bleiben, was er ist, eine Vereini¬

gung der Arbeitgeber zur Erhaltung ihrer

Machtbefugnisse in den Betriebskrankenkassen!

Nicht viel anders liegen die Verhältnisse in

den bezirksweisen Zusammenschlüssen der

Krankenkassen. Diesem Erfordernis hat die

Re-iclusversicherungsordnung durch Ueber¬

nahme^ der §§ 46 und 46a KVG. als §§ 40() ff.

RVO. Rechnung getragen. In diesen Bestim¬

mungen ist der Zusammenschluß der Kranken¬

kassen innerhalb eines Versicherung^- oder

Oberwrsichei ungsamte*s mit der deutschen Ge*-

se^tzesgründlichkeit geregelt. Die Orts- und

Landkrankenkassen haben ja auch davon hin¬

reichend Gebrauch gemacht. Anders die Be¬

triebskrankenkassen! Aus zu verstehenden

Gründen — ähnlich den obigen — umgingen
sie vielerorts den § 406 und schufen ihre Be¬

zirksverbände auf Grund des 8 414 a. a. O.

Dieser Paragraph, der in dem Entwurfe der

Reuchsversicherungsordnung ursprünglich nicht

enthalten war und erst in der ersten Kommis¬

sionsberatung aufgenommen wurde, sollte nicht

im geringsten mit dieser Anwendung in Ver¬

bindung gebracht werden. In den einzelnen

Kommissionsbegründungen stellte man vielmehr

die Bildung freier Vereinigungen allgemein
hygienischen Interesses wie z. B. die Bestrebung
zur Heüung tuberkulosekranker Kinder in den

Bereich dieses Paragraphen. Trotzdem das

preußische Ministerium für Handel und Ge¬

werbe bereits unterm 17. Oktober 1913, Arch.

15, 82 entschieden hat, daß die Gründung
anderer KassenVereinigungen, mit den gleichen
Zwecken wie die Kassenverbände nach § 406,
eine Gesetzesumgehung bedeuten würde und

daher unzulässig sei, gedeihen doch diese

Kassenvereinigungen der Betriebskrankenkassen

ungehindert; ja, was besonders hervorgehoben
sei, sogar noch unter der Obhut der obersten

Verwaltungsbehörden (§ 414, Satz 2). Man fragt
sich nur, ob dies nicht allc*s Ironie gegen das

Bestehende sein könnte? Ein Studium der

Satzungen dieser Verbände sei über den Sozial¬

praktikern besonders anempfohlen; mitunter

himmelschreiender Rechtswirrwarr! So ist es in

der Mehrzahl, daß die Verbände nur einzig und

allein aus Arbeitgebern bestehen und ohne jed¬
wede Beteiligung der VersichcTtenvertreter Auf¬

gaben aus § 407 RVO. für die Betriebskranken¬

kassen, als rechtlich ganz unbeteiligte Dritte,
erledigen. Begannt ist auch eine Satzung, die

sich mehr an den § 414 a. a. O. anlehnt und be¬

stimmt, daß der Beutritt zum Verband nur mit

Zustimmung beider Gruppen im Vorstand der
einzelnen Kasse geschehen kann, die Verbands¬

beiträge aber die Firma der betreffenden Kasse
zu leisten habe. Der Ausgang eines Rechts¬
streits wäre interessant, wenn einmal eine

Firma die Zahlung verweigern würde.

Nach alledem muß entschieden gefordert

werden, daß deT Gesetzgeber dem § 414 RVO.

einen Nachsatz anfügt, aus dem ohne weiteres

hervorgeht, daß die Genehmigung der obersten

Verwaltungsbehörde zur Uebernahme der im

$ 407 a. a. O. bezeichneten Aufgaben, von der

organischen Zusammensetzung der Kassenver-

eunigung nach den Grundsätzen der Kranken¬

versicherung abhängig gemacht wird.

Daß diese Zustände aber für einen Ausbau

einer Regelung allgemeiner Maßnahmen der

Versicherungsträger zur Verhütung des Ein¬

tritts vorzeitiger Berufsunfühigke-it oder zur

Hebung der gesundheitlichen Verhältnisse* der

versicherten Bevölkerung ganz unzulänglich
sind, bedarf wohl keines weiteren Kommentars.

Leider ist es im Rahmen eines Schriftsatzes nich>

möglich, noch näher auf diese Uebelstände ein¬

zugehen. Vielleicht gibt aber dieser Aufsatz

dem Hauptverband zur Wahrung der Interessen

deutscher Betriebskrankenkassen oder auch

einer Regierungsstelle einmal Veranlassung,
sich mit einer öffentlichen Rechtfertigung zu

beschäftigen. O. A f r i e
, Leipzig
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Etwas zu der Bilanz der Reichsknappschaft
Die Amtlichen Nachrichten des Reichsversiche¬

rungsamts Nr. 2 vom 15. Februar 1927 führen

auf Seite 170 bis 178 interessante Zahlen der

Reichsknappschaft auf, die das Rechnungs¬

ergebnis bis zum 31. Dezember 1925 erkennen

lassen.

Es ist nicht möglich, an dieser Stelle die

Zahlen wiederzugeben; wir möchten jedoch
den Wunsch ausgesprochen haben, die künf¬

tigen Erläuterungen zu den Zahlen etwas

umfangreicher zu gestalten. Betrechten wir

z. B. hinsichtlich der Bergbauangestellten die

Tabelle I b unter Ausgabe 3 das Heilver¬

fahren mit 515 259,16 Mk., so ist nicht er¬

kennbar, ob in dieser Summe etwa auch der

Ge^haltsanteil der Aerzte und Angestellten der

eigenen Genesungsheime und Krankenhäuser

der Bezirksknappschaften enthalten ist. Wür¬

den sich die Ausgaben hierfür bei den allge¬
meinen Verwaltungs kosten finden, so

wären die Kosten für Heilverfahren zu gering

angegeben.
Mancher Rückschluß wäre zu ziehen, könnte

man uus der Bilanz die Einnahme ersehen

aus etwa für die Knappschafts-Berufsgenossen-
schaft vorgeleisteten Beträgen. Hier

würde sich das Problem hervorheben, daß diese

Genossenschaft baldigst einen Verwal¬

tungskostenbeitrag für die Reichs¬

knappschaft zu zahlen hätte, denn die Amt¬

lichen Nachrichten lassen an anderer Stelle er¬

kennen, daß bei 812 415 Arbeitern und Ange¬
stellten des Bergbaus 127 501 Betriebsunfälle

im Jahre 1925 gemeldet worden sind. Für diese

Ereignisse werden die Bezirksknapp¬
schaften manche Summe und damit auch

manche Verwaltungsarbeit vorgelcistet
haben. R.

Heilbehandlung innerhalb der Reichsknapp¬
schaft. Wir haben an dieser Stelle früher schon

auf die durchgeführte Gewährung von freier

Kur und Arznei für Invaliden durch die Bezirks¬

knappschaften hingewiesen, in deren Bezirk der

Rentenempfänger wohnt, obgleich er die In¬

validenpension oder das Ruhegeld von einer

anderen Bezirksknappschaft erhält.

Neuerdings hat die Reichsknappschaft be¬

stimmt, daß auch in der knappsehaft¬
lichen Krenkenversicherung jede

Bezirksknappschaft für alle Versicherten und

ihre berechtigten Angehörigen einzutreten hat,
die in ihrem Bezirke wohnen oder sich vorüber¬

gehend aufhalten. Hierbei spielt es keine Rolle,
ob der Wohnort innerhalb oder außerhalb der

begrenzten Arztreviere liegt. Die leistende Be¬

zirksknappschaft kann bei der auftraggebenden
Knappschaft keine Ersatzansprüche geltend
machen.

Die Gegenseitigkeit umfaßt alle Leistungen an

Krankenpflege, Kranken-, Familien- und

Wochenhilfe, Sterbegeld, also Sach- und

Bar leistungen.

Jedenfalls schält sich so der Gedanke, daß

die Bezirksknappschaften nur Verwal¬

tungsstellen sind, immer mehr heraus,

zum Wohle der Bergarbeiter, Bergbauangestell¬
ten und ihrer Angehörigen. R.

Gesetz über die Beschäftigung vor und nach

der Niederkunft. Dem Reichstage ist ein sechs

Paragraphen umfassender Entwurf über die Be¬

schäftigung vor und nach der Niederkunft zu¬

gegangen. Das Gesetz gilt für die Beschäfti¬

gung von Frauen, die der Krankenversiche¬

rungspflicht unterliegen. Ausnahmen bilden die

Beschäftigung in der Land- und Forstwirtschaft,
der Tierzucht und der Fischerei sowie deren

Nebenbetriebe und schließlich in der Hauswirt¬

schaft. Nach dem Entwürfe sind Schwangere
berechtigt, die vertragliche Arbeitsleistung zu

verweigern, wenn sie durch ärztliches Zeugnis

nachweisen, daß sie voraussichtlich binnen sechs

Wochen niederkommen. Binnen sechs Wochen

nach der Niederkunft dürfen Wöchnerinnen

überhaupt nicht beschäftigt werden. Diese

Schutzfrist erstreckt sich auf sechs weitere

Wochen, wenn durch ärztliches Zeugnis nach¬

gewiesen wird, daß die Wöchnerinnen wegen

einer Krankheit, die eine Folge der Schwanger¬
schaft oder Niederkunft ist, an der Arbeit ver¬

hindert sind. Stillende Frauen haben auf ihr

Verlangen während sechs Monaten nach ihrer

Niederkunft einen Anspruch auf eine Arbeits¬

pause bis zu zweimal einer halben oder einmal

einer Stunde täglich. Eine Kündigung ist wäh¬

rend eines Zeitraumes von sechs Wochen vor

und nach der Niederkunft rechtsunwirksam.

Verstöße der Arbeitgeber gegen das Gesetz,

das am 1. April 1927 in Kraft treten soll, sind

strafbar.

Rechtsprechung.
Steht dem Kassenmitgliede freie Fahrt in der

dritten oder vierten Klasse zu? Diese Frage
hat das Reichsversicherungsamt in einer Ent¬

scheidung am 7. Januar 1927 (IIa K 77 26 1)
mit folgender Begründung beantwortet:

Die- Annahme des Oberversicherungsamts,
daß dem Kläger die ihm durch die Reise seiner

Ehefrau zu dem Facharzt Dr. S. in B. ent¬

standenen Eisenbahnfahrtkosten in Höhe des

Fal rpreises für die dritte Wagenklasse zu er¬

setzen seien, gibt zu Bedenken Anlaß. Die

Fahrtkosten sind dem familienhilfberechtigten

Kläger von der beklagten Kasse, wie von dieser

auch anerkannt ist, an sich zu ersetzen, weil

sie durch die ärztliche Behandlung der Ehe¬

frau des Klägers notwendig wurden, und somit

ihrem Umfang nach in den Anspruch auf ärzt¬

liche Behandlung fallen. Es fragt sich nur, ob

der Ersatz in Höhe des Fahrpreises für die

dritte Wagenklasse wie der Kläger verlangt,

eder, wie die beklagte Kasse meint, nach dem

Satz für die Benutzung der vierten Wagenklasse
zu leisten ist. Die Frage, ob Versicherten die

ümen durch das Aufsuchen eines auswärtigen
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Arztes erwachsenen Eisenbahnfahrkosten von

der Krankenkasse, soweit diese ersatzpflichtig
ist, nach den Sätzen für die Benutzung der

vierten oder einer höheren Wagenklasse zu er¬

statten sind, ist einheitlich nicht zu entscheiden.

Maßgebend ist, daß die Kosten nur insoweit zu

erstatten sind, als sie zur ordnungsmäßigen
Durchführung der erforderlichen ärztlichen Be¬

handlung notwendig waren. Ob hiernach die

Auslagen für die Benutzung einer höheren als

der vierten Wagenklasse zu vergüten sind,

hängt von den Umständen des Einzelfalls ab.

Dabei kommen einerseits die bei der Eisenbahn

bestehenden Verhältnisse, soweit sie im ein¬

zelnen Fall von Bedeutung sind, und ander¬

seits die Besonderheiten des Zustandes der der

aiztlichen Behandlung bedürfenden Person in

Betracht. So kann der Umstand, daß der zu

benutzende Eisenbahnzug erfahrungsgemäß in

der vierten Wagenklasse überfüllt, oder stark

durch Traglasten in Anspruch genommen zu

sein pflegt, bei einem Behandlungsbexlürftigen,
der wegen seiner Krankheit die Fahrt in mög¬
lichst ungehinderter sitzender Körperstellung
zurücklegen muß, möglicherweise die Be¬

nutzung der dritten Wagenklasse geboten er¬

scheinen lassen. Keineswegs ist dieses aber

allgemein der Fall, vielmehr wird nach den

jetzt bestehenden Verhältnissen die Benutzung
einer höheren als der vierten Wagenklasse nur

bei Vorliegen besonderer Gründe als notwendig
anzuei kennen sein. Dementsprechend werden

z. B. auch auf dem Gebiete des Versorgungs¬
rechts di? Reiseauslagen Versorgungsberech¬
tigter jetzt nicht mehr durchweg in Höhe

mindestens des Fahrpreises der dritten Wagen¬
klasse erstattet, wenn diese Klasse benutzt

wurde (Nr. 1 Abs. 3 der Ausführungsbestim¬
mungen zu § 82 des Gesetzes über das Ver¬

fahren in Versorgungssachen vom 10. Januar

1922 in der Fassung vom 18 November 1926

— Reichsbesoldungsblatt Seite 143). Da das

Oberversicherungsarnt unterlassen hat, den

Sachverhalt von den oben bezeichneten Ge¬

sichtspunkten aus aufzuklären, war die ange¬

fochtene Entscheidung aufzuheben. Gleich¬

zeitig war die Sache zur nochmaligen Ver¬

handlung und Entscheidung an das Oberver¬

sicherungsarnt zurückzuverweisen. Im neuen

Verfahren wird, wenn festgestellt wird, daß die

Ehefrau des Klügers die dritte Wagenklasse be¬

nutzt hat, der Sachverhalt unter Beachtung der

vorstehenden Ausführungen weiter aufzuklären

sein. Dabei wird auch die erst in der Revisions¬

instanz eingereichte Bescheinigung des Dr. Sp.
vom 2. April 1M'26 mit zu berücksichtigen sein,
wonach die Ehefrau des Klägers während ihrer

ambulanten Behandlung nicht so krank gewesen

ist, daß sie nicht die vierte Wagenklasse der

Bahn hätte benutzen können.

Altersschwäche nicht Krankheit, Revisions¬

entscheidung des Reichsversicherungsamts vom

2. Dezember 1926. Nr. IIa K. 160 25 1.

Gründe: An sich ist mit der Revisions¬

entscheidung 243, Amtliche Nachrichten des

Reichsversicherungsamts 1893, Nr. 245, davon

auszugehen, daß Altersschwäche als solche,

auch wenn sie Arbeitsunfähigkeit
zur Folge hat, nicht als Krankheit im Sinne

des § 182 der RVO. angesehen werden kann,
da hierunter ein anormaler pathologischer Zu¬

stand der Störung der normalen Körper- und

Geistesbeschaffenheit anzusehen ist. \Vohl aber

ist der Begriff der Krankheit dann nicht aus¬

zuschließen, wenn die Altersschwäche einen

bereits vorhandenen krankhaften Zustand ver¬

schlimmert oder unheilbar gemacht hat, da in

einem solchen Falle die Altersschwäche nicht

die alleinige Ursache der eintretenden Arbeits¬

unfähigkeit ist. Einen solchen Tatbestand hat

aber das Oberversicherungsarnt A. auf Grund

des Gutachtens des Sanitätsrates Dr. H. ohne

Ueberschreitung der Grenzen des Rechtes freier

Beweiswürdigung als vorliegend angenommen.

Dem Gutachten kann allerdings insofern nicht

beigepflichtet werden, als Sanitätsrat Dr. H.

darin den Standpunkt vertritt, die Altersent¬

artung der Organe des Körpers sei unter allen

Umständen als eine Krankheit zu bewerten, eine

Auffassung, der in dieser Allgemeinheit nach

dem oben Ausgeführten vom versicherungs¬
rechtlichen Standpunkte aus nicht beigetreten
werden kann. Sanitätsrat Dr. H. stellt aber

auch fest, daß das Magen- und Darmleiden des

Klägers, an welchem dieser vorher behandelt

worden war, zwar durch die ärztliche Behand¬

lung etwas zurückgetreten sei, ohne jedoch
völlig abgeheilt zu sein, daß der Kläger viel¬

mehr zur Zeit seiner Untersuchung durch den

Gutachter noch magen- und darmleidend ge¬

wesen sei und daß er seine volle Arbeitsfähig¬
keit auch zwischenzeitlich niemals wiedererlangt
habe. Es ist hiernach der Schluß ausreichend

gerechtfertigt, daß das an sich vorhandene

Magen- und Darmleiden durch die hinzutretende

Altersschwäche derart ungünstig beeinflußt

worden ist, daß die beim Kläger jetzt vor¬

liegende Arbeitsunfähigkeit hierdurch endgültig
herbeigeführt worden ist. Selbst wenn die

akuten Erscheinungen der Erkrankung zeitweilig
abgeklungen waren, so daß Dr. S. den Kläger
als genesen bezeichnete, so muß der jetzt vor¬

handene Zustand des Klägers doch mit seiner

früheren Erkrankung derart in Verbindung ge¬

bracht werden, daß er als Krankheit angesehen
werden muß.

Unterbrechung des Heimweges löst den Zu¬

sammenhang mit dem Betriebe. (Aus einer

'Entscheidung des Reichsversicherungsamtes
vom 11. November 1926 — Ia 1938/26 —).

Der Weg von der Arbeitsstätte zur Wohnung
des Verstorbenen betrug etwa 18 Kilometer.

Dieser Weg konnte mit dem Motorrade in

H—% Stunde zurückgelegt werden. Der Ver¬

storbene ist aber erst 2lA Stunden nach dem

Weggange von der Arbeitsstätte mit seinem

Motorrade tödlich verunglückt. Der Verstor¬

bene hatte durch private und eigen wirtschaft¬

liche Maßnahmen — Einkäufe, Aufenthalt in

einer Wirtschaft — die Dauer des Rückweges
wesentlich verlängert. Die Absicht des Gesetz¬

gebers war aber nicht, derartige Unterbrechun-
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gen des Betriebsweges unberücksichtigt zu

lassen. Dies ergibt sich aus dem Wortlaute der

Bestimmung des § 545a der RVO.: „Der mit

der Beschäftigung in diesem Betriebe zu¬

sammenhängende Weg" und den Erklärungen
des Regierungsvertreters bei Beratung des Ge¬

setzes. Im vorliegenden Falle hat jedenfalls der

Aufenthalt in der Gastwirtschaft den Zusam¬

menhang mit dem Betriebe gelöst, da dieser

Aufenthalt unnötig und nicht mehr durch den

Betrieb veranlaßt war. Die notwendige Rück¬

kehr von der Arbeitsstätte spielte nicht mehr

die entscheidende Rolle; rein persönliche Um¬

stände und Verhältnisse treten in den Vorder¬

grund. Der Weg von der Gastwirtschaft nach

Hause konnte deshalb als Beschäftigung im

Betriebe im Sinne der genannten Gesetzesvor¬

schrift nicht mehr gelten, und der Unfall war

somit kein Betriebsunfall.

Neueste Entscheidungen des Reichsversiche¬

rungsamts zum Begriff „Betriebsunfall".
1. Ein Unfall beim Betriebe liegt vor, wenn

ein Versicherter sich auf dem Wege von oder

zu der Arbeitsstätte im Betriebsinteresse und

auf Anweisung des Unternehmers eines von

diesem für die Zurücklegung des Weges zur

Verfügung gestellten, dem Betriebe gehörigen
Beförderungsmittels bedient und das letztere

zur Entstehung des Unfalls oder zur Schwere

der dabei entstandenen Verletzungen wesent¬

lich mitgewirkt hat. § 545a RVO. war noch

nicht anzuwenden. (Urteil vom 10. November

1925, Ia 1483 25)

2. Der Unfall des Einkassierers eines Elek¬

trizitätswerks auf dem Heimwege vom Betriebs¬

ort zu seiner Wohnung, auf dem er noch Geld

von einem Strombezieher einkassieren wollte,
ist als Unfall eines Arbeiters bei dem Betriebe

anerkannt worden. (Urteil vom 19. November

1925, Ia 1208 25.)

3. In der tödlichen Verletzung eines Wäch¬

ters beim Reinigen des vom Unternehmer ge¬

lieferten Revolvers in der Wohnung des Ver¬

letzten ist ein Unfall bei dem Betriebe erblickt

worden. (Urteil vom 5. Januar 1926, Ia 2116/25.)

4. Gesichtspunkte über Unfälle aus Gefahr

des gewöhnlichen Lebens. In der Verletzung
des Auges eines Arbeiters beim Frühstücken

in dem vom Unternehmer dazu angewiesenen
Räume durch den Splitter der zerspringenden
Bierflasche eines Mitarbeiters ist ein Unfall bei

dem Betriebe erblickt worden. (Urteil vom

27, Januar 1926, Ia 967/24.)
5. In der Verätzung der Speiseröhre eines

Arbeiters beim Trinken aus der Kaffeeflasche

eines Mitarbeiters, in die dieser zwecks Reini¬

gung Aetznatron getan hatte, an der Betriebs¬

stätte ist ein Unfall bei dem Betriebe erblickt

worden. (Urteil vom 1. Februar 1926, Ia 2530/25.)

6. Die Verletzung eines Droschkenkutschers

auf dem Wege von seiner Droschke am Halte¬

platze zu einem naheliegenden Restaurant

durch einen ihn anfahrenden Kraftwagen ist als

Unfall bei dem Betriebe anerkannt worden

(Urteil vom 4. Juni 1926, Ia 1533/26.)

7. Der Umstand, daß der Verletzte Auftrag¬
geber der unfallbringenden Tätigkeit war und

ihr Ergebnis daher nicht nur dem Unfallbetriebe,
sondern auch dem Verletzten selbst zugute

kam, schließt an sich noch nicht aus, daß ei

bei dieser Tätigkeit als Arbeiter in dem unfull-

bringenden Betriebe beschäftigt gewesen ist

(Urteil vom 22. Dezember 1925, Ia 895 24.)

8. Ein zurzeit stellenloser Kaufmann ist bei

einer Fahrt, die er als Kutscher für einen Werft¬

unternehmer leistete, mit dessen Ehefrau er ver¬

wandt war und bei dem er freie Unterkunft ge¬

funden hatte, als Arbeiter im versicherten Be¬

triebe anerkannt worden. (Urteil vom 6. Februai

1926, Ia 2122 25.)
9. Der vom Unternehmer eines versicherten

Betriebes für seinen und andere in demselben

Hause befindliche Betriebe angestellte Haus¬

wächter ist als in dem versicherten Betriebe

tätiger Arbeiter anerkannt worden. (Urteil vom

15. Februar 1926, Ia 117 25.)
10. Ein Bankangestellter (Registrator) kann

bei gelegentlicher Hilfeleistung für einen ver¬

sicherten Betrieb als Arbeiter in dem Betriebe

angesehen werden. (Urteil vom 22. Apiil 192f>,

Ia 2785 25.)

Literatur.
ReichsVersicherungsordnung mit Anmerkungen. Heraus¬

gehen von Mitgliedern des Reichsversicherungsamts.

Vcrlagsbuchhandlur g Julius Springer. Berlin W 9. Link¬

straße 23124. Preis gebunden 15 RM. — Van dieser in

ueiten Kreisen bestens bekannten Ausgabe ist jetzt

Band I ..Gemeinsame Vorschriften. Beziehungen der Ver¬

sicherungsträger jsw\, Verfahren (Erstes, fünftes und

stclrtes Buch der RVO.)44 erschienen. Die Anmerkungen

7u den einzelnen Paragraphen sind ausführlich, der Prak¬

tiker findet in ihnen alles, was er fur seine Tagesarbeit

brai:cht. Fin sehr grundlich durchgearbeitetes Sachver¬

zeichnis erleichtert die Benutzung des Werkes. Es kann

jedem in der Sozialversicherung Tatigen zur Anschaffung

bestens empfohlen werden.

Gesundheit. Zeitschrift für gesundheitliche Lebensführung

des berufstätigen Volkes. Herausgeber: Hauptverband

deutscher Krankenkassen e. V.. Berlin-Charlottenburg,

Berliner Str. 137. Die soeben erschienene Mar/iiurnmc

tnthält eine Anzahl lesenswerter Abhandlungen, die sich

insbesondere mit der Bedeutung der Leibesübungen und

des Sports für gesundheitliche Lebensweise beschäftigen,

und zwar: ..Leibesübungen und Sport* in ihrer Bedeutung

fur die Schulerziehung von Dr. Otto Conrad; ..Die Turn¬

stunde in der Volksschule früher und jetzt" von Erich

Schwarz; .Turn- und sportärztliche Beratung" von Dr

Grau, Bielefeld: ..Zum Kapitel Frauensport" von Dr. Ju¬

lian Marcuse. München; ,,Leibesübungen im Winter*' von

P. Hochc, Berlin-Lichtenberg, ..Wochenende und (ies.ind-

h< it" von Dr. med. Max Grunewald Dortmund; „Vom

Plattfuß** von Dr. Walter Pryll. ..Die Bedeutung der

Rationalisierung der Hauswirtschaft für die Gesundheit

und den Wohlstand der Familie'* von Dr. Marta Bode,

Berlin — Die ..Gesundheit** uird an den Schaltern der

Krankenkassen jedem Versicherten unentgeltlich aus¬

gehändigt.

Alle hier oder anderweitig angezeigten Bücher und Schriften können bezogen werden durch die

Buchhandlung des Zentralverbandes der Angestellten, Berlin SO 36, Oranienstr. 40 41.
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| AUFGABEN UND LÖSUNGEN|
Unsere heutigen Aufhoben beschäftigen sich mit der praktischen Durchführung der §§182,183

RVO.r der Berechnung von Dauer und Höhe der Krankenunterstützung. Sie zwingen gleichzeitig
zu einer Berücksichtigung der §§180, 212 a.a.O. In der nächsten Nummer werden wir wieder
die Lösungen veröffentlichen, damit unsere Leser prüfen können, ob und inwieweit ihre eigenen
Lösungen zutreffen Die Schriitleitung.

1. Aufgabe.
Der Musiker M. wurde am 1. April 1925 zur

innungskrankenkasse der Gastwirte-Innung ge¬
meldet. Er bezog ein Monatsgehalt von 125

Mark. Die Kasse gewährt als Mehrleistungen
nach einer Wartezeit von drei Monaten u. a.

das Krankengeld im Betrage des halben Grund¬

lohnes für die Dauer von 39 Wochen, jedoch
erst vom dritten Krankheitstage ab. Als Grund¬
lohn gilt der wirkliche Arbeitsverdienst.

Am 15. Juni 1925 wurde M. wegen eines

Magenleidens krank und arbeitsunfähig. Er

bezog Krankengeld bis einschließlich den
I. August 1925. Am 1. Oktober 1925 erhöhte
sich sein Monatsgehalt auf 180 Mk.

Am 15. Dezember 1925 wurde M. seines

Magenleidens wegen erneut für arbeitsunfähig
erklärt. Auf Anfrage der Kasse bescheinigte
der behandelnde Arzt, daü M. in der Zeit vom

1. August bis zum 15. Dezember 1925, d. h.

zwischen der ersten Gesundschreibung und

Wiedererkrankung Heilbehandlung nicht be¬

nötigte. Während der nun folgenden Unter¬

stützung erleidet M. am 10. April 1926 einen

Armbruch.
1. Erage: An welchem Tage läuft die

Unterstützungspflicht der Kasse ab?

3L Frage: Witt hoch ist das Krankengeld
<tb 15. Dezember 1925?

Begründung: Welche gesetzlichen Be¬

stimmungen und maßgebenden Entscheidungen
kommen hierbei in Betracht?

2. Aufgabe.
Ein Kassenmitglied, das nach zurückgelegter

sechsmonatiger Wartezeit Anspruch auf Kran¬

kengeld für die Dauer von 39 Wochen hat,
erkrankt am 2. Januar 1926 und bezieht ab
5. Januar 1926 Krankengeld bis einschließlich
26. April 1926. Das tägliche Krankengeld be¬

trug bei einem Grundlohn von 4 Mk. = 2 Mk.

pro Krankheitstag.
Am 27. April 1926 nimmt es seine Arbeit

wieder auf. Ab 1. Juli 1926 wird das Gehalt
von 120 Mk. auf 150 Mk. pro Monat erhöht.
Am 10. August 1926 erkrankt das Mitglied

erneut arbeitsunfähig, so daü ihm der Arbeit¬

geber das Arbeitsverhältnis zum 30. September
1926 kündigt.
Laut beigebrachtem ärztlichem Attest handelt

es sich bei der letzten Krankmeldung um die¬
selbe nicht behobene Krankheitsursache.
In der Zeit vom 26. April bis 10. August 1926

ist nur ärztliche Behandlung in Anspruch
genommen worden.
Ab 1. Oktober 1926 ist für den in Betracht

kommenden Betrieb eine andere Kasse zu¬

ständig, die als Krankengeld zwei Drittel des

Grundlohnes, und zwar für die Dauer von

52 Wochen gewührt, falls eine Wartezeit von

sechs Monaten zurückgelegt worden ist.

1. E l a g e : An welchem Tage läuft die Unter¬

stützungspflicht der Kasse ab?

2. Frage: Wie hoch beläuft sich das täg¬
liche Krankengeld vom 10. August 1926 ab?

3. Frage: Wie hoch beläuft sich das täg¬
liche Krankengeld vom 1. Oktober 1926 ab?

Begründung: Welche gesetzlichen Be¬

stimmungen und maßgebenden Entscheidungen
sind hier heranzuziehen?

3. Aufgabe.
Der Arbeiter K. war vom 1. August bis

1. Dezember 1924 Mitglied einer Ortskranken¬
kasse, die keine Mehrleistungen gewährt. Vom
1. Februar 1924 ab arbeitete er in einem Be¬

triebe, für den eine Betriebskrankenkasse be¬

steht, die ihren Mitgliedern nach einer sechs¬

monatigen Wartezeit Krankenhilfe für 39 Wochen

gewährleistet. Als Grundlohn gilt bei ihr der
wirkliche Arbeitsverdienst.

Am 25. Juli 1925 erkrankte K. an einem

Lungenleiden arbeitsunfähig. Das Krankengeld
wurde vom vierten Krankheitstage ab bis ein¬
schließlich 1. November 1925 gezahlt. Sein
Wochenverdienst betrug 42 Mk.; gearbeitet
wurde in dem Betriebe an sechs Wochentagen.
Am 10. Dezember 1925 erkrankte K. an einem

Darmleiden. Eine Rückfrage bei dem behan¬
delnden Arzt ergab, daß das Lungenleiden in
der Zeit vom 1. November bis zum 10. De¬
zember 1925 in Heilbehandlung erforderndem
Grade fortbestanden hat.

Am 31. Dezember 1925 wurde die Betriebs¬
krankenkasse geschlossen und für den Betrieb
ab 1. Januar 1926 die Allgemeine Ortskranken¬
kasse als zuständig erklärt. Diese Krankenkasse

gewährt ihre Krankenhilfe schon vom ersten

Tage der Mitgliedschaft ab für die Dauer von

39 Wochen. Sie zahlt das Krankengeld aber
nicht nach dem wirklichen Arbeitsverdienst,
sondern nach den vom Kassenvorstand fest¬

gesetzten Lohnstufen. Nach dieser Fest¬

setzung steht dem Arbeitsunfähigen bei einem
Wochenverdienst von 42 Mk. ein tägliches
Krankengeld von 3,50 Mk. zu.

K.' ist bis zu seiner Aussteuerung ununter¬

brochen arbeitsunfähig. Seine Stellung wird
ihm zum 31. IV.ärz 1927 gekündigt.

1. Frage: Wie hoch war das vom 25. Juli
1925 an diesen zu zahlende Krankengeld?

2. Frage: Wie hoch war es vom 10. De¬
zember 1925 ab?

3. Frage: Wie hoch war es vom 1. Januar
1926 ab?

4. Frage: An welchem Tage endete der

Krankengeldbezug?
Begründung: Welche gesetzlichen Be¬

stimmungen und maßgebenden Entscheidungen
sind hierbei zu berücksichtigen?

Verantwortlicher Schriftleiter: Josef Aman. — Verlag des Zentralverbandes der Angestellten (O. Urban)
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INTERNATIONALE
RUNDSCHAU DER ARBEIT

Herausgegeben vom Internationalen Arbeitsamt, Zweigamt Berlin

Monatlich 100 Seiten stark, bringt diese Zeitschrift Abhandlungen über wichtige
Fragen der internationalen Sozialpolitik, amtliche Nachrichten aus der Internatio¬
nalen Arbeitsorganisation und dem Internationalen Arbeitsamt, reichhaltige Rund-
schauen über Organisationen der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer, Arbeitsmarkt,
Wirtschaft, Arbeitsrecht, Wohnungsfragen usw., desgleichen fortlaufende Statistiken
über Löhne und Lebenskosten, Arbeitslosigkeit, Wanderungswesen usw. in allen

Lindern der Welt Preis je Heft 1,— Mark, Jahresabonnement 10,— Mark.

GESETZREIHE
Band I (1920) — Band II (1921) — Band III (1922) - Band IV (1923) — Band V (1924)

je 20,— Mark — Band VI (1925) - Band VII (1926) je 32,— Mk.
Die Gesetzreihe enthält alle wichtigen sozialpolitischen Gesetze im Wortlaut
Die Gesetze werden jeweils nach Erscheinen geliefert Das beim Abschluß eines
jeden Jahresbandes erscheinende, nach Lindem und Stichworten geordnete
Inhaltsverzeichnis ermöglicht eine schnelle Orientierung und leichte Uebersicht.

Sozialversicherungsstudien

enwdproMcinc ier Sozlalvcrslclie-rpa^ xxxn und loo Seiten, n. 2,40. Die
Schrift behandelt in rechtsvergleichender Darstellung das Anwendungsgebiet,
die Leistungen, die Aufbringung der Mittel, die Deckungssysteme, die Organi¬
sation der Versicherungsträger und befaßt sich insbesondere mit der Verein¬
heitlichung der Sozialversicherung.

Me -fraafteovenlcfcenwi. 171 Seiten, ht 2,— Umfang der Krankenversicherung,
ihre Träger und ihre Leistungen, sowie die Aufbringung der Mittel in den ver¬
schiedenen Ländern, werden in dieser Schrift in rechtsvergleichender Darstellung
behandelt

Me IrfcnilUlfmiHüt ImH 154 Seiten, ft 2,—. Es werden der Umfang der
Versicherung, die Bestimmung des Versicherungsfalles und die Unterstützungs¬
bedingungen Art und Dauer der Versicherungsleistungen, finanzielle Organi¬
sation und Verwaltung der Arbeitslosenversicherung in allen Ländern behandelt

Die inluhiü&unt ton BetrietoaafUlea. xu und 776 Seiten, & tz.-. in
rechtsvergleichender Darstellung werden Zweck, Umfang, Leistung, Garantien,
Verfahren zur Schlichtung von Streitigkeiten in der Arbeitsunfallgesetzgebung
von 40 Ländern behandelt Das Werk wird vervollständigt durch eine tabel¬
larische Uebersicht Ober die Gesetzgebung der einzelnen Länder.

Me EalfdlAiltttB* IM BeralSttranlCfeeUea. 68 Seiten, ML 1.-. Auf rechtsver-
SleichenderGrund läge werden die besonderen Probleme dieser Frage behandelt: Art
er Gefahr, Bestimmung der Berufskrankheiten, Haftpflicht des Arbeitgebers usw.
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